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1 Einleitung

1.1 Uberblick

Das vorliegende Dokument bildet erstmals die in Osterreich bundesweit einheitlich beste-
henden Qualitdtsstandards fiir Schutzunterkiinfte fiir gewaltbetroffene Frauen und deren
Kinder ab.

Die vorliegenden Qualitatsstandards richten sich insbesondere an Fordergeberinnen und
Fordergeber von Schutzunterkinften, an Schutzunterkiinfte selbst sowie weitere im Ge-
waltschutzbereich Tatige. Sie bieten einerseits einen informativen Uberblick tiber die in Os-
terreich bestehenden Standards und kénnen andererseits als Grundlage fir die Planung und

Ausgestaltung neuer Schutzunterkiinfte in der Praxis herangezogen werden.

Das Dokument stellt somit bereits bestehende Qualitdtsstandards dar und entfaltet keine
verbindliche Wirkung. Die Qualitatsstandards bilden eine aktuelle Bestandsaufnahme ab.

Ziel ist, eine Orientierungshilfe flir die Praxis zu schaffen.

Die Qualitatsstandards wurden von der bundesweiten Steuerungsgruppe zu
Schutzunterkiinften unter Leitung der Nationalen Koordinierungsstelle ,Gewalt gegen
Frauen“! nach der Istanbul-Konvention, welche in der Frauensektion im Bundesministerium
flir Frauen, Wissenschaft und Forschung angesiedelt ist, erarbeitet. Mitglieder der
Steuerungsgruppe sind Vertreter:innen aller neun Landesverwaltungen. In die Erarbeitung

wurden Vertreter:innen der Schutzunterkiinfte aus allen Bundeslandern eingebunden.

Die Steuerungsgruppe wurde auf Basis einer im Jahr 2023 zwischen dem Bund und allen
Bundeslandern abgeschlossenen ,Vereinbarung gemaf} Artikel 15a B-VG iber Schutzun-
terklinfte und BegleitmaBnahmen fiir von Gewalt betroffene Frauen und deren Kinder

(Frauen-Schutzunterkunfts-Vereinbarung — FSchVE)“ eingerichtet.? Eine in der Vereinba-

1 Siehe https://www.coordination-vaw.gv.at/.

2 Vereinbarung gemalR Artikel 15a B-VG iiber Schutzunterkiinfte und BegleitmaRRnahmen fiir von Gewalt
betroffene Frauen und deren Kinder (Frauen-Schutzunterkunfts-Vereinbarung — FSchVE), BGBI. | Nr.
147/2023. Abrufbar unter
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rung festgelegte Aufgabe der Steuerungsgruppe ist die Erhebung und Darstellung beste-
hender Qualitdatsstandards sowie die Erarbeitung von landeribergreifenden Leitlinien in
Form von Empfehlungen betreffend das Sicherheits-, Schutz-, Beratungs- und Betreuungs-
konzept in Schutzunterkiinften.? Diesen Aufgaben kommt die Steuerungsgruppe durch die
Erarbeitung des vorliegenden Dokuments sowie eines gesonderten Dokuments zu Empfeh-

lungen nach.

1.2 Methodik

Der Erstentwurf des vorliegenden Dokuments wurde durch die Nationale Koordinierungs-
stelle Gewalt gegen Frauen auf Basis der durch die Landesverwaltungen bekanntgegebe-
nen Qualitdtsstandards aufbereitet. Darliber hinaus erganzte die Nationale Koordinie-
rungsstelle allgemeine Erlauterungen und Eckpunkte. Der Entwurf diente als Grundlage fir
die Diskussion und Weiterentwicklung des Dokuments, welches (iber einen Zeitraum von
2024 bis 2026 mit allen Landesverwaltungen — schriftlich und in mehreren Sitzungen der
Steuerungsgruppe — koordiniert und abgestimmt wurde. Die Landesverwaltungen hielten
wahrend dieses Prozesses regelmaRig Riicksprache mit Vertreter:innen der Schutzunter-

kiinfte ihres Bundeslandes.

Um einen umfassenden Fachaustausch mit der Praxis zu gewahrleisten, fanden dariiber hin-
aus bis Ende 2026 zwei Sitzungen der Steuerungsgruppe gemeinsam mit Vertreter:innen
der Schutzunterkiinfte sowie des Dachverbandes AOF , Verein Autonome Osterreichische

Frauenhduser” statt.

1.3 Begriffe

Unterkiinfte fiir Frauen in Notlagen

In der Praxis existiert eine Vielzahl an Unterkiinften fir Frauen in Notlagen. Fir die
Umsetzung der 15a-Vereinbarung FSchVE, die Erarbeitung von Qualitatsstandards und die
bundesweite Datenerfassung ist eine grundlegende Unterscheidung zwischen

Schutzunterkiinften, die ausschlieBlich gewaltbetroffenen Frauen und deren Kinder

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20012401%2
0.
3 Siehe Art. 6 Abs. 5 FSchVE.
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offenstehen, und sonstigen Unterkiinften fiir Frauen in diversen Notlagen (unter anderem

Gewaltbetroffenheit), notwendig.

Schutzunterkiinfte
In der 15a-Vereinbarung FSchVE* und dem vorliegenden Dokument definiert sich der Begriff
»Schutzunterkunft” wie folgt:

,Schutzunterkunft” dient als Uberbegriff fir alle aus Landesmitteln
(ko-)finanzierten sowie im Rahmen der 15a-Vereinbarung FSchVE neu
geschaffenen Unterkiinfte, die gewaltbetroffenen Frauen und deren Kindern
zeitlich begrenzt zur Verfligung stehen und Uber ein Sicherheits-, Schutz-,

Beratungs- und Betreuungskonzept verfligen.
Schutzunterkiinfte werden in zwei Arten von Einrichtungen unterteilt:
e Frauenhduser mit Hochrisikoeignung

e Ubergangswohnungen ohne Hochrisikoeignung

Entscheidendes Abgrenzungskriterium ist demnach die Hochrisikoeignung:

e Frauenhauser verfiigen Uber ein fir Hochrisikofille geeignetes Sicherheits-,
Schutz-, Beratungs- und Betreuungskonzept, so dass diese auch fir
gewaltbetroffene Frauen und Kinder mit einem hohen Schutzbedarf geeignet sind

(sogenannte Hochrisikoeignung).

e Ubergangswohnungen sind alle anderen Schutzunterkiinfte, die iiber keine
Hochrisikoeignung verfligen. Sie stehen Frauen und ihren Kindern, deren
Gefahrdungsgrad geringer ist und keine Unterbringung in einem Frauenhaus (mehr)
erfordert, zur Verfiigung. Osterreichweit besteht ein breites Spektrum an
Ubergangswohnungen mit unterschiedlichen Beratungs- und
Betreuungskonzepten. Sie dienen der langfristigen Stabilisierung gewaltbetroffener
Frauen — unter anderem direkt im Anschluss an einen Frauenhausaufenthalt — und
sollen den Weg in ein selbstbestimmtes und nachhaltig gewaltfreies Leben

ermoglichen.

* Siehe Art. 2Z 4 - 6 FSchVE.
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Gemeinsam ist allen Schutzunterkiinften das Ziel, betroffene Frauen und deren Kinder vor
weiterer Gewalt zu schiitzen und sie in ein selbststandiges, gewaltfreies Leben zu begleiten.

Fiir die Einordnung als ,,Frauenhaus” oder ,,Ubergangswohnung” ist nicht entscheidend, ob
es sich bei dem jeweiligen Gebaude, in welchem sich die Schutzunterkunft befindet, um ein
Haus oder eine Wohnung handelt. Frauenhduser werden jedoch meistens in baulich
abgegrenzten Gebduden betrieben.

Die Einordnung einer Schutzunterkunft als Frauenhaus oder Ubergangswohnung anhand
der genannten Unterscheidungskriterien — etwa fiir die Datenerhebung im Rahmen der

15a-Vereinbarung — obliegt den Landesverwaltungen.

In der Praxis werden aktuell noch unterschiedliche Bezeichnungen fir Schutzunterkiinfte —
neben ,Frauenhaus” und ,Ubergangswohnung” — verwendet, etwa ,Krisenwohnung®,
,Nachbetreuungswohnung®, ,Flexiwohnung”, , Schutzwohnung” oder ,,Notwohnung”. Ein
Ziel der Steuerungsgruppe ist es, den Uberbegriff ,Schutzunterkunft* sowie die

Unterbegriffe ,,Frauenhaus” und ,Ubergangswohnung” bundesweit zu etablieren.

Frauen und Kinder
Im vorliegenden Dokument meint der Begriff ,,Frauen” volljahrige, weibliche Personen. Es
wird dabei von einem inklusiven Verstandnis ausgegangen. Als ,Kinder” werden

demgegeniber Personen unter 18 Jahren bezeichnet.®

Gewaltbetroffenheit

Als ,gewaltbetroffen” werden im vorliegenden Dokument Frauen bezeichnet, die Gewalt
erlebt haben, aktuell erleben oder von dieser bedroht sind. Im Sinne der Einfachheit wird
in diesem Dokument ausschlieflich der zusammenfassende Begriff ,Gewaltbetroffenheit”

verwendet. Dabei umfasst der Begriff:

e Unterschiedliche Gewaltformen: Etwa korperliche, sexuelle oder psychische Gewalt
(beispielsweise gefahrliche Drohungen oder starkes Kontrollverhalten) sowie

Stalking und verwandtschaftsbasierte Gewaltformen, wie etwa Zwangsheirat.

5Vgl. Art. 1 des Ubereinkommens tiber die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonvention) vom 20.11.1989,
BGBI 7/1993 idF BGBI 11l 144/2024. Abrufbar

unter https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=100012
23.
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e Drohende Gewalt: In der Regel geht einer Situation, in der konkrete Anhaltspunkte
flir das Eintreten von weiterer Gewalt vorliegen, bereits psychische Gewalt — und
damit Gewaltbetroffenheit — voraus.

e Keine zeitliche Einschrankung: Es ist unerheblich, wie lange die Gewalterfahrung
zurickliegt. Fir die Aufnahme in die Schutzunterkunft ist jedoch ein kausaler
Zusammenhang zwischen der Gewaltbetroffenheit und dem aktuellen Schutz- oder
Unterstiitzungsbedarf erforderlich.

Barrierefreiheit

Nach der Legaldefinition des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes sind bauliche und
sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstinde, Systeme der
Informationsverarbeitung sowie andere gestaltete Lebensbereiche barrierefrei, wenn sie
flir Menschen mit Behinderungen in allgemein liblicher Weise, ohne besondere

Erschwernis und grundséatzlich ohne fremde Hilfe zugénglich und nutzbar sind.®

Eine Behinderung im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes ist die
Auswirkung einer nicht nur voriibergehenden korperlichen, geistigen oder psychischen
Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen, die geeignet ist,
die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voriibergehend gilt

ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.’

Barrierefreiheit geht weit tber den baulichen Bereich hinaus. Das Begleitdokument zur

Ubersetzung der UN-Behindertenrechtskonvention® fiihrt folgende Dimensionen an:

e Physisch: Ermoglichung von Mobilitat

6§ 6 Abs. 5 Bundesgesetz Uber die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetz — BGStG), BGBI. | 82/2005 idF BGBI. | Nr. 32/2018. Abrufbar unter
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004228.

7 § 3 Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz, BGBI. | 82/2005 idF BGBI. | Nr. 32/2018. Abrufbar unter
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004228

8 Begleitdokument zum Ubereinkommen {iber die Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie das
Fakultativprotokoll zum Ubereinkommen iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen, BGBI. Ill Nr.
155/2008 idF BGBI. 1] Nr. 105/2016, S. 8. Abrufbar unter
https://broschuerenservice.sozialministerium.gv.at/Home/Download?publicationld=390.
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e Kommunikativ: Ermoglichung von  Kommunikation fiir Menschen mit
Sinnesbeeintrachtigungen, non-verbale  Menschen und Menschen mit
Sprachschwierigkeiten, aber auch Menschen mit Lernschwierigkeiten

e Intellektuell: Zuganglichkeit von Informationen fiir Menschen mit Lernschwierigkeiten
(z.B. durch Leichter-Lesen-Formate)

e Sozial: Abbau von Vorurteilen, Stereotypen und anderen Einstellungen, die Inklusion

verhindern
e Okonomisch: leistbarer Zugang zu Angeboten zur Verbesserung der Inklusion

e Institutionell: Abbau von segregativen Strukturen

Im vorliegenden Dokument bezieht sich der Begriff ,,Barrierefreiheit” ausschliefRlich auf die

physische Dimension.
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2 Schutzunterkiinfte in Osterreich

2.1 Uberblick und Bedarf

In Osterreich existiert ein breites Netz an Gewaltschutzeinrichtungen fiir betroffene Frauen
und Madchen — so gibt es in jedem Bundesland ein Gewaltschutzzentrum, Frauen- und
Madchenberatungsstellen stehen flachendeckend zur Verfligung und auch spezialisierte
Beratungsstellen bieten Unterstlitzung. Schutzunterkiinfte nehmen in diesem System eine
tragende Rolle ein, da sie neben Beratung und Betreuung auch geschiitzten Wohnraum

bereitstellen.

Schutzunterkiinfte sind in allen Bundesldndern Osterreichs eingerichtet und ermdglichen
betroffenen Frauen mit ihrem Angebot eine nachhaltige Befreiung aus der Gewaltspirale.
Schutzunterkiinfte haben in Osterreich einen sehr hohen Bekanntheitsgrad, so haben
bereits 90,7 % der Frauen zwischen 18 und 74 Jahren von ,Frauenhdusern” gehért.’ Rund
die Halfte aller Frauenhiuser ist in einem Dachverband — dem AOF ,Verein Autonome

Osterreichische Frauenhiuser” vernetzt.1?

Die Ausgestaltungsmoglichkeiten von Schutzunterkiinften reichen von Einrichtungen mit
sehr hohen Sicherheitsstandards bis hin zu Schutzunterkiinften mit niedrigeren
Sicherheitsvorkehrungen und einem gelockerten Beratungs- und Betreuungsangebot

(siehe auch Kapitel 1.3 Begriffe).

Das Bestehen von ausreichend sowie geografisch angemessen verteilten
Schutzunterkinften ist fiir die Gewahrleistung der Sicherheit von gewaltbetroffenen Frauen
und ihren Kindern essenziell. Hierbei handelt es sich zudem um internationale Vorgaben

(siehe auch Kapitel 3.2 Internationale Vorgaben). Die Einschatzung des nationalen Bedarfs

9 Statistik Austria, Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen in Osterreich. Pravalenzstudie beauftragt
durch Eurostat und das Bundeskanzleramt (2022) S. 52. Abrufbar unter
https://www.statistik.at/fileadmin/publications/Geschlechtsspezifische-Gewalt-gegen-

Frauen 2021 barrierefrei.pdf.

10 stand 30.07.2026: 16 Frauenhauser, siehe auch: https://www.aoef.at/index.php/frauenhaeuser.
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ist jedoch sehr komplex — bereits vorliegende Daten koénnen hierflir als Anhaltspunkt

dienen.

Wesentliches Ziel der zwischen dem Bund und Landern abgeschlossenen 15a-Vereinbarung
Uber Schutzunterkiinfte und BegleitmalBnahmen fir von Gewalt betroffene Frauen und
deren Kinder (FSchVE) ist, dem hohen Bedarf an Schutzunterkiinften zu begegnen und den
weiteren Ausbau, insbesondere von Ubergangswohnungen, zu férdern. Die 15a-
Vereinbarung sieht daher vor, dass die Bundeslander wahrend ihrer Laufzeit (2023-2027)
mindestens 180 neue Pldtze — jeweils 90 fiir gewaltbetroffene Frauen und 90 fir deren

Kinder — zu schaffen haben.

Generell ist beim Ausbau auf ein bedarfsgerechtes Verhaltnis zwischen Frauenhauspladtzen

und Ubergangswohnungen zu achten.

2.2 Zustandigkeit und Ausgestaltung

Die Zurverfiigungstellung und Finanzierung von Schutzunterkiinften — Frauenh&user und
Ubergangswohnungen — fillt in die verfassungsrechtliche Zustindigkeit der
Bundeslidnder. ' Die rechtliche Grundlage zur Bereitstellung findet sich in den
Sozialhilfegesetzen der Lander, in der Steiermark existiert ein eigenes
Gewaltschutzeinrichtungsgesetz. Die Leistungserbringung erfolgt durch verschiedene
Rechtstrager — meist Vereine, GmbHs oder ARGEs — und in unterschiedlichen
Vertragsverhaltnissen oder direkt durch die Verwaltung. Haufig handelt es sich um

Forderungsvertrage, vereinzelt um Dienstleistungsvertrage der Lander.

Aufgrund der in Osterreich bestehenden Landeszustindigkeit fiir
Schutzunterkiinfte existieren in allen Bundeslandern unterschiedliche Zugange zur
Ausgestaltung von Schutzunterkiinften. Diese Unterschiede zeigen sich unter
anderem bei den rechtlichen Zugangsvoraussetzungen, der Finanzierung, den zur
Leistungserbringung betrauten Rechtstragern sowie der konkreten Ausgestaltung

der Unterklnfte.

11 Gem3R Art. 15 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG), BGBI 1/1930 idF BGBI | 89/2024.
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Frauenhiuser existieren bereits in allen Bundeslandern Osterreichs. In der Praxis zeigt sich
jedoch, dass diese sehr ausgelastet und Frauen zum Teil sehr lange auf sie angewiesen sind,
obwohl sich deren Sicherheitslage bereits wesentlich verbessert hat. Darliber hinaus sind

Frauenhduser meist nur in gréReren Stadten vorhanden.

Ubergangswohnungen ermoglichen eine breitere regionale Streuung und bieten im
Unterschied zu Frauenhdusern in vielen Bundeslandern auch eine langerfristige
Wohnmoglichkeit. Sie tragen daher — wenn es die Sicherheitslage der Frauen zuldsst — zur
Entlastung der Frauenhaduser bei und stellen sohin eine wichtige Erganzung zum Angebot

von Frauenhdusern dar.

2.3 Kinderschutz in Schutzunterkiinften

Neben dem vorrangigen Ziel aller Schutzunterkiinfte, den notwendigen Schutz
gewaltbetroffener Frauen zu gewahrleisten und diese zu unterstiitzen, missen auch die
Rechte und Bediirfnisse von mitaufgenommenen Kindern bericksichtigt werden. Im
gemeinsamen Haushalt lebende Kinder sind von hduslicher Gewalt immer mitbetroffen.
So wird etwa in der Prdambel der Istanbul-Konvention anerkannt, dass Kinder, die
Zeug:innen von Gewalt in der Familie geworden sind, ebenso Opfer hauslicher Gewalt
sind.*? Auch die ,,Handreiche zum Umgang mit Gewalt im Zusammenhang mit Obsorge und
Kontaktrecht” des Bundesministeriums fiir Justiz fUhrt aus, dass miterlebte Gewalt als

Gefiahrdung des Kindeswohls gilt.3

Daten zeigen, dass 2025 osterreichweit etwa gleich viele Kinder wie Frauen von
Schutzunterkiinften betreut wurden (2.295 Frauen und 2.151 Kinder).'* Schutzunterkiinfte
sind somit immer auch Kinderschutzunterkiinfte — auch wenn ihr Fokus auf erwachsenen

Personen liegt und mit spezialisierten Einrichtungen fiir Kinder zusammengearbeitet wird.

2 priambel des Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen
und hauslicher Gewalt und erlduternder Bericht (Istanbul-Konvention) vom 11.5.2011, BGBI Ill 164/2014 idF
BGBI 111 203/2024. In Osterreich seit August 2014 in Kraft. Deutsche Ubersetzung (nicht authentisch) abrufbar
unter https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:8892650c-2aee-4195-b4b0-8ebfb66bcfcd/EuR-
Konvention Gewalt gegen Frauen.pdfl. Siehe auch Kapitel 3.2.1 Istanbul-Konvention.

13 Bundesministerium fiir Justiz, Handreiche zum Umgang mit Gewalt im Zusammenhang mit Obsorge und
Kontaktrecht (2024), S. 9f, 12, 17ff. Abrufbar unter https://www.bmj.gv.at/dam/jcr:63376cd0-18da-4ae3-
a43f-5cb60cae8433/Handreiche Letzversion%2009.01.2024.pdf.

14 Die Daten beruhen auf einer noch nicht-veréffentlichten Auswertung der Nationalen Koordinierungsstelle.

Eine Veroffentlichung der Daten erfolgt unter https://www.coordination-vaw.gv.at/daten.html.
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Fir weitergehende Kinderschutzmallnahmen sind die jeweiligen Kinder- und
Jugendhilfetrager zustandig.

Kinder sind also eine eigene Zielgruppe von Schutzunterkiinften, deren Bedirfnisse sich von
jenen der gewaltbetroffenen Frauen bzw. Mitter unterscheiden. Die Rechte und
Bediirfnisse von Kindern missen daher von Schutzunterkiinften im Sinne des Kindeswohls

ebenfalls beriicksichtigt werden.®

Schutzunterkiinfte sollten deswegen (iber spezifische Angebote fiir Kinder sowie ein
eigenes Gesamtkonzept fiir die Arbeit mit Kindern verfiigen.® Ein wichtiger Teil eines
eigenen Gesamtkonzepts fiir die Arbeit mit Kindern ist das Vorhandensein von sog.
Kinderschutzkonzepten zur Pravention von und zum Schutz vor samtlichen Formen von
Gewalt. Dabei handelt es sich um verbindliche, schriftliche Handlungsrahmen, die die
Schaffung sicherer Orte fir Kinder an oberste Stelle riicken. Sie dienen dazu, Kinder vor
Gewalt zu schiitzen und ihnen einen sicheren Aufenthalt in der Schutzunterkunft zu
ermoglichen. Die Konzepte beinhalten in der Regel praventive MaRnahmen sowie
professionelle Interventionen bei Verdachtsfillen und sehen Dokumentations- sowie

Monitoringvorgaben vor.

2.4 Daten

Die systematische Erhebung vergleichbarer Daten ist wesentlich fir die Entwicklung
evidenzbasierter MaRnahmen zur Priavention und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen.'’
Die 6sterreichweite Erhebung von Daten zu Schutzunterkiinften stellte in den vergangenen
Jahren eine Herausforderung dar, da es an einem einheitlichen Verstandnis einer

»Schutzunterkunft” mangelte.

15 Artikel 26 der Istanbul-Konvention.

16 Einen vertieften Uberblick iber Qualitdtsstandards fiir Schutz und Sicherheit von Kindern in Frauenhiusern
bietet der Leitfaden des SafeShelter Konsortiums: SafeShelter Konsortium, Leitfaden fiir Deutschland und
Osterreich. Heranwachsen in Sicherheit. Schutz und Sicherheit von Kindern in Frauenhdusern (2022). Abrufbar
unter https://safeshelter.aoef.at/images/Guide/SafeShelter Guide DE.pdf. Entwickelt im Rahmen des EU-
Projekts SafeShelter — Stirkung des Kinderschutzes in Frauenhausnetzwerke, Projektkoordination durch AOF.
17 GREVIO, Erste thematische Evaluierungsrunde. Building trust by delivering support, protection and justice.
Osterreich (2024) Rz 28. Abrufbar unter https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:9fd23a16-62fe-4967-
b119-42103209e964/2024 grevio-bericht der ersten thematischen evaluierungsrunde nb.pdf.
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Die Festlegung von Begriffsdefinitionen im Rahmen der 15a-Vereinbarung FSchVE und die
Einrichtung einer Steuerungsgruppe ermoglichten im Jahr 2024 erstmals die Entwicklung
eines bundesweiten Datenerhebungstools sowie die Festlegung einer strukturierten
Vorgangsweise zur Datenerhebung. Die durch die Landesverwaltungen zur Verfligung
gestellten Daten werden durch die Nationale Koordinierungsstelle Gewalt gegen Frauen

aufbereitet und auf ihrer Website veroffentlicht.1®

18 Sjehe https://www.coordination-vaw.gv.at/daten/daten-von-spezialisierten-hilfseinrichtungen.
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3 Rechtsgrundlagen

3.1 Nationale Rechtsgrundlagen

Schutzunterkiinfte fallen mangels anderweitiger Regelung gem. Art 15 Abs. 1 B-VG
kompetenzrechtlich in den selbststindigen Wirkungsbereich der Lander. Zusatzlich
besteht seit 2023 eine 15a-Vereinbarung zwischen Bund und Liandern zum Ausbau von
Schutzunterkinften (FSchVE). Auch zwischen dem jeweiligen Bundesland, der
Schutzunterkunft und der aufgenommenen Frau existieren Rechtsverhaltnisse.

UberblicksmiRig lassen sich folgende Ebenen unterschieden:

Verhaltnis Bund — Lander

e Artikel 15a-Vereinbarung zwischen Bund und Liandern zum Ausbau von

Schutzunterkiinften; Fokus liegt auf Ubergangswohnungen

Verhaltnis Bundesland — Schutzunterkunft

e Sozialhilfegesetze der Lander sowie (Forder-)Vertrage geben den Schutzunterkiinften
grundsatzliche Zugangsvoraussetzungen vor (z.B. Staatsbilirgerschaft, rechtmaRiger
Aufenthalt)

e (Forder-)Vertrage der Lander mit den Schutzunterkiinften beinhalten Bedingungen der

Leistungserbringung (inklusive Zugangsvoraussetzungen)

Verhaltnis Schutzunterkunft — Frau

e Unterschiedliche vertragliche Grundlagen kommen in Betracht, etwa

Betreuungsvertrige oder Prekariumsvertrige zur Ubergabe der Wohnung

Verhaltnis Bundesland — Frau

e Eindirekter Rechtsanspruch der Frau gegeniiber dem Land auf Schutz vor Gewalt durch

Bereitstellung eines Platzes in einem Frauenhaus besteht in der Steiermark.'® In den

13 § 3 Abs. 1 Steiermérkisches Gewaltschutzeinrichtungsgesetz.
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Ubrigen Bundeslandern besteht kein Rechtsanspruch auf einen Platz in einer
Schutzunterkunft, da die Lander hier als Trager von Privatrechten handeln.

3.1.1 Rechtliche Zugangsvoraussetzungen zu Frauenhausern

Die rechtlichen Zugangsvoraussetzungen definieren den grundsatzlichen Rahmen fir eine
Aufnahme in einem Frauenhaus. In der Praxis wird im Zuge der Aufnahme —in der Regel im
Rahmen eines Aufnahmegespriachs — geprift, ob die Frau zur Zielgruppe der
Schutzunterkunft gehért und weitere Voraussetzungen, etwa eine ausreichende
Alltagsselbststandigkeit, erfiillt. Die Aufnahme erfolgt dabei im Rahmen der jeweils
geltenden rechtlichen Grundlagen und Zustdndigkeiten. Sollte im Zuge dieser Abklarung
festgestellt werden, dass eine andere Einrichtung besser geeignet ist oder die Frau aus
anderen Griinden nicht aufgenommen werden kann, unterstiitzt die Schutzunterkunft aktiv

bei der Weitervermittlung an passende Hilfe- und Unterstitzungsangebote.

In den Bundeslandern Burgenland, Karnten, Niederosterreich, Oberosterreich und
Vorarlberg werden die rechtlichen Rahmenbedingungen fiir den Zugang zu Frauenhausern
primar durch die jeweiligen Sozialhilfegesetze?° vorgegeben. In der Steiermark stellt das
Steiermarkische Gewaltschutzeinrichtungsgesetz %! die Rechtsgrundlage dar. In
den (Forder-)Vertragen mit den Tragern der Einrichtungen konnen die

Zugangsvoraussetzungen weiter prazisiert sein. Fir die Bundeslander Salzburg, Tirol und

20 Gesetz vom 21. Méarz 2024 iiber die Regelung der Sozialhilfe (Burgenlindisches Sozialhilfegesetz 2024 - Bgld.
SHG 2024), LGBI. Nr. 30/2024 idF LGBI. Nr. 108/2025. Abrufbar unter

https://ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe? Abfrage=LrBgld&Gesetzesnummer=20001460; Karntner
Sozialhilfegesetz 2021 (K-SHG), LGBI. Nr. 107/2020 idF LGBl Nr 71/2025. Abrufbar unter
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrK&Gesetzesnummer=20000380; NO

Sozialhilfegesetz 2000 (NO SHG), LGBl 9200-0 idF LGBl. Nr. 49/2023. Abrufbar unter
https://ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrNO&Gesetzesnummer=20000944; Landesgesetz Uber
die soziale Hilfe in Oberdsterreich (08. Sozialhilfegesetz 1998 - 06. SHG 1998), LGBI.Nr. 82/1998 idF LGBI.Nr.
98/2025. Abrufbar unter
https://ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrO0&Gesetzesnummer=10000617; Gesetz Uber
Sozialleistungen fir hilfsbedirftige Personen (Sozialleistungsgesetz — SLG), LGBI.Nr. 81/2020 idF LGBI. Nr.
45/2025. [Vorarlberg]. Abrufbar unter

https://ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20001618.
21

Gesetz vom 16. November 2004 Uber die Gewdhrung von Hilfe in Frauenschutz- und
Kinderschutzeinrichtungen sowie durch taterbezogene Intervention (Steiermarkisches
Gewaltschutzeinrichtungsgesetz — StGschEG), LGBI. Nr. 17/2005 idF LGBI. Nr. 68/2025. Abrufbar unter
https://ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrStmk&Gesetzesnummer=20000065.
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Wien ergeben sich die rechtlichen Zugangsvoraussetzungen hingegen primar oder
ausschlielllich aus den (Forder-)Vertragen mit den Schutzunterkiinften.

Die folgende Tabelle (inkl. Erlduterungen) ermdglicht einen dsterreichweiten Uberblick
Uber die rechtlichen Zugangsvoraussetzungen zu Frauenhdusern in den jeweiligen
Bundeslandern.
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Rechtliche Zugangsvoraussetzungen zu Frauenhiusern in Osterreich

Primdre Rechts- Staatsbiirgerschaft / Auf- | Hauptwohn- . 2
. . Aufenthalt Zugang von Asylwerberinnen
grundlage enthaltstitel sitz
Burgenland Bgld. SHG 2024 Ja (Hartefallklausel) Ja Tatsachlicher Aufenthalt Nein (Hartefallklausel)
. ) Ja (Hartefall- . ) )
Karnten K-SHG 2021 Ja (Hartefallklausel) ¥ ) Tatsachlicher Aufenthalt Nein (Hartefallklausel)
ause
Niederosterreich No6. SHG 2000 Ja Ja Aufenthalt mangels Hauptwohnsitzes Nein?
Ja (Stufenmodell, Frauenhaus-
Oberodsterreich 006. SHG 1998 Ja (Hartefallklausel) Nein Tatsachlicher Aufenthalt aufnahme bei erh6hter oder
akuter Gefahrdung)
- ) Lebensmittelpunkt, tatsdchlicher Auf- | Nein (Einzelfalllésungen im Be-
Vorarlberg Vorarlberger SLG Ja (Hartefallklausel) Nein
enthalt und Lebensunterhalt darfsfall)
Salzburg (Forder-)Vertrage Nein?* Nein®* Tatsachlicher Aufenthalt® Ja**
Tirol (Forder-)Vertrage Nein Nein Tatsachlicher Aufenthalt Ja
. . . . ) Lebensmittelpunkt, tatsachlicher Auf-
Wien (Forder-)Vertrage Nein Nein Ja
enthalt und Lebensunterhalt
Steiermark StGschEG Nein Nein Gewohnlicher Aufenthalt Ja

22 Umfasst Personen, die Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben (= Asyl und subsididrer Schutz). Diese werden grundsétzlich im Rahmen der Grundversorgung betreut.
23 Hinweis: Niederdsterreich verfiigt (iber ein eigenes Frauenhaus in der Grundversorgung.

24 Im Vertrag mit einem Schutzunterkunfts-Triger sind die Zugangsvoraussetzungen derzeit noch eingeschrinkter, hier erfolgt jedoch in Umsetzung der RL (EU) 2024/1385 eine Bereinigung.
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Erlduterungen zur Tabelle

Fir den Zugang zu einem Frauenhaus miissen bestimmte rechtliche
Voraussetzungen vorliegen (Staatsbirgerschaft, Aufenthaltstitel, Hauptwohnsitz,
Aufenthalt). Diese missen jeweils gleichzeitig erfiillt sein. Mangelt es an einer
Voraussetzung, ist eine Aufnahme in der Regel nicht moglich. Einzelne
Bundeslander sehen jedoch Einzelfall- oder Hartefallregelungen vor.

Staatsburgerschaft/Aufenthaltstitel

Je nach Bundesland ist die Osterreichische Staatsbiirgerschaft oder ein
rechtmaRiger Aufenthalt (Aufenthaltstitel) in Osterreich Voraussetzung/keine

Voraussetzung flir den Zugang zu einem Frauenhaus:

»Ja“: Die Osterreichische Staatsbiirgerschaft oder der rechtmaRige Aufenthalt

in Osterreich (Aufenthaltstitel) sind Voraussetzung fiir den Zugang.

e ,Ja (Hartefallklausel)”: Die Osterreichische Staatsbilirgerschaft oder der
rechtmiRige Aufenthalt in Osterreich sind Voraussetzung fiir den Zugang,
jedoch ist in individuellen Hartefdllen ein Abweichen von den Vorgaben
moglich.

e ,Nein“: Die o0sterreichische Staatsbirgerschaft oder der rechtmaBige

Aufenthalt in Osterreich (Aufenthaltstitel) sind eine Voraussetzung fir den

Zugang.

Beispiele fiir einen rechtmdpfige Aufenthalt (Aufenthaltstitel) in Osterreich:

e  Rechtmdfiger Aufenthalt nach dem NAG

e Rechtmdfiger Aufenthalt nach dem AsylG (Asylberechtigte, exkl.
Asylwerberinnen; unterschiedliche Regelungen bei subsididr
Schutzberechtigten)

e Aufenthaltsberechtigte EU-/EWR-Blirgerinnen

e Staatsangehérigkeit Schweiz

e Fremde, soweit sie aufgrund von anderen Staatsvertriigen Osterreichischen

Staatsblirgerinnen gleichgestellt sind
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Hauptwohnsitz

Je nach Bundesland ist der Hauptwohnsitz im jeweiligen Bundesland

Voraussetzung/keine Voraussetzung fur den Zugang zu einem Frauenhaus:

e ,Ja“: Der Hauptwohnsitz im jeweiligen Bundesland ist Voraussetzung fiir den
Zugang.

e ,Nein“: Der Hauptwohnsitz im jeweiligen Bundesland ist keine Voraussetzung
flir den Zugang.

e  Hinweis: Im Rahmen des Modells ,,Bundeslidndertibergreifende Aufnahme” ist
fiir Hochrisikoopfer die Aufnahme in einem Frauenhaus eines anderen

Bundeslandes als jenem des Hauptwohnsitzes maoglich.
Aufenthalt

Je nach Bundesland ist ein Aufenthalt im jeweiligen Bundesland

Voraussetzung/keine Voraussetzung fur den Zugang zu einem Frauenhaus:

e ,Gewohnlicher Aufenthalt“: Der gewodhnliche Aufenthalt im jeweiligen

Bundesland ist Voraussetzung fiir den Zugang zu einem Frauenhaus.

- Hinweis: Der gewohnliche Aufenthalt ist jener Ort, an dem sich jemand wéhrend
ldngerer Zeit, wenn auch nicht ununterbrochen, aber doch hauptséichlich
aufzuhalten pflegt. Der Ort wird zum Mittelpunkt des Lebens, der

wirtschaftlichen Existenz und der sozialen Beziehungen gemacht.

e ,Tatsachlicher Aufenthalt’: Der tatsachliche Aufenthalt im jeweiligen

Bundesland ist Voraussetzung fiir den Zugang zu einem Frauenhaus.

- Hinweis: Unter dem tatséichlichen Aufenthalt versteht man, dass eine Person

sich im jeweiligen Bundesland aufhdlt, d.h. kérperlich anwesend ist.

e ,Lebensmittelpunkt, tatsdchlicher Aufenthalt und Lebensunterhalt”: siehe

Definition ,,gewdhnlicher Aufenthalt”.

e ,Aufenthalt mangels Hauptwohnsitzes”: Hat eine betroffene Frau gar keinen
angemeldeten Hauptwohnsitz, auch in keinem anderen Bundesland (z.B.
Obdachlosigkeit), kann auf das Vorliegen des Aufenthalts zurlickgegriffen
werden. Bei Vorliegen eines Hauptwohnsitzes in einem anderen Bundesland,

ist grundsatzlich keine Aufnahme vorgesehen.
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Zugang von Asylwerberinnen

Je

nach Bundesland haben Asylwerberinnen bei Vorliegen der sonstigen

Voraussetzungen grundsatzlich Zugang/keinen Zugang zu Frauenhausern:
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»Ja“: Asylwerberinnen werden bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen in

Frauenhdusern aufgenommen.

»Nein“: Asylwerberinnen werden auch bei Vorliegen der sonstigen
Voraussetzungen nicht in Frauenhduser aufgenommen, sondern im Rahmen

der Grundversorgung betreut.

»Einzelfalllosungen im Bedarfsfall“ bzw. , Hartefallklausel”: Asylwerberinnen
werden grundsatzlich auch bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen nicht
in Frauenhaduser aufgenommen, sondern im Rahmen der Grundversorgung
betreut. Jedoch kann in Einzelfdllen und individuellen Hartefdllen bei

entsprechendem Schutzbedarf von diesen Vorgaben abgewichen werden.

»Ja (Stufenmodell, Frauenhausaufnahme bei erhéhter oder akuter
Gefahrdung)“: Asylwerberinnen werden entsprechend einer dokumentierten
Gefahrdungsbeurteilung gefahrdungsadaquat untergebracht. Bei niedrigem
Gefahrdungsgrad kann eine Verlegung in ein anderes
Grundversorgungsquartier ausreichend sein, sofern dadurch im konkreten
Einzelfall ein angemessenes Schutzniveau gewahrleistet wird. Bei erhohter
oder akuter Gefahrdung wird eine geschiitzte Unterbringung mit

entsprechendem Sicherheitsniveau sichergestellt (z.B. Frauenhaus).



3.1.2 Rechtliche Zugangsvoraussetzungen zu Ubergangswohnungen

Die rechtlichen Zugangsvoraussetzungen zu Ubergangswohnungen definieren den
grundsitzlichen Rahmen fiir eine Aufnahme in einer Ubergangswohnung und sind — ebenso

wie bei Frauenhdusern — nach Bundeslandern unterschiedlich ausgestaltet:

e Karnten, Niederosterreich, Vorarlberg: Die Regelungen der Sozialhilfegesetze beziehen
sich auch auf Ubergangswohnungen.

e Oberdsterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Wien: Ubergangswohnungen unterliegen
keiner gesetzlichen Grundlage. (Forder-) oder (Auftrags-)Vertrige oder (Forder-)

Richtlinien beinhalten die entsprechenden Regelungen.

e Burgenland: Keine rechtliche Regelung, Handbuch wurde erarbeitet.

3.1.3 Exkurs: Rechtslage in Deutschland

In Deutschland fallen Schutzunterkiinfte ebenfalls in die Kompetenz der Bundeslander. Am
14. Februar 2025 wurde erstmals ein Gesetz fir ein verldssliches Hilfesystem bei
geschlechtsspezifischer und hduslicher Gewalt (,Gewalthilfegesetz”) verabschiedet, dessen
Ziel die bundesweite Sicherstellung eines kostenfreien und niedrigschwelligen Zugangs zu

Unterstiitzungseinrichtungen ist.?

Frauen haben damit ab 1. Janner 2032 einen individuellen Rechtsanspruch auf Schutz und
Beratung bei geschlechtsspezifischer und hauslicher Gewalt. Unter Bereitstellung von
,Schutz” fallt auch die Aufnahme in eine Schutzunterkunft. Der Anspruch besteht
unabhangig vom Wohnort, dem aufenthaltsrechtlichen Status oder Sprachkenntnissen und

die Bereitstellung hat zeitnah zu erfolgen.

Die Lander werden hierfir verpflichtet, ein ausreichendes Netz an Schutz- und
Beratungseinrichtungen zu schaffen. Dafiir miissen sie zunachst den Bestand analysieren.
Der Bund beteiligt sich zudem im Rahmen des Finanzausgleichs an der Finanzierung der
Angebote und stellt 2,6 Milliarden Euro fir die Jahre 2027 bis 2036 bereit. Gesetzlich

25 Gesetz fiir ein verlassliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und hiuslicher Gewalt, BGBI. | 57/2025.
Abrufbar unter https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/57/VO.html.
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werden flr die Unterstlitzungseinrichtungen und deren Trager grobe Mindeststandards
festgelegt.?®

3.2 Internationale Vorgaben

Internationale Vorgaben hinsichtlich Standards von Schutzunterklnften ergeben sich fir
Osterreich insbesondere aus der Istanbul-Konvention?” und der seit 13. Juni 2024 in Kraft
stehenden EU-Richtlinie Gewalt gegen Frauen.?® Weitere Vorgaben folgen aus der UN-
Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW)?° und der
Europédischen Menschenrechtskonvention (EMRK).3 Die folgenden Ausfiihrungen beziehen
sich auf die genannten internationalen Vorgaben, spiegeln jedoch nicht zwingend die Praxis

wider.

3.2.1 Istanbul-Konvention

Die Vertragsstaaten haben gemaf Artikel 23 der Istanbul-Konvention geeignete und leicht
zugangliche Schutzunterkiinfte in ausreichender Zahl einzurichten. Zweck der
Schutzunterkiinfte besteht nach den Erlduterungen darin, zu jeder Tages- und Nachtzeit
die sofortige Unterbringung der Opfer, die zu Hause nicht mehr sicher sind, zu
gewahrleisten.?! Jede Art von Gewalt erfordert zudem besondere Kenntnisse, weshalb das

Personal von Schutzunterkiinften entsprechend ausgebildet sein sollte.3?

Zur Gewahrleistung der Sicherheit und des Schutzes der Opfer ist wesentlich, dass alle

Schutzunterkiinfte eine Reihe gemeinsamer Standards anwenden. Erforderlich sind:

%6 Siehe Artikel 1 §§ 6 und 7 Gewalthilfegesetz.

27 |stanbul-Konvention, BGBI |1l 164/2014 idF BGBI 11l 203/2024.

28 Richtlinie 2024/1385/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur Bekdmpfung
von Gewalt gegen Frauen und hdauslicher Gewalt, ABI. L 2024/1385. Abrufbar unter https://eur-
lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32024L.1385%20.

2% Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) vom 18.12.1979, BGBI
443/1982 idF BGBI 111 39/2019. Osterreich hat die Konvention 1982 und das Fakultativprotokoll 2000 ratifiziert.
Abrufbar unter https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:affbad98-71e1-4787-9d1e-
aea27bc82234/cedaw_konvention%20(1).pdf.

30 Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) vom 04.11.1950, BGBI 210/1958
idF BGBI 111 171/2023.

31 Erljuternder Bericht der Istanbul-Konvention, Rz 134.

32 Erljuternder Bericht der Istanbul-Konvention, Rz 135.
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e die Bewertung der Situation jedes Opfers im Hinblick auf seine Sicherheit,
e die Erstellung eines individuellen Schutzplans auf Grundlage dieser Bewertung,
e die technische Sicherheit der Einrichtung als eine Prioritdt sowie

e die effektive Zusammenarbeit mit der Polizei in Sicherheitsfragen.33

Artikel 22 und 26 der Istanbul-Konvention fordern dariiber hinaus besondere MaBnahmen
fir Kinder, die Opfer oder Zeug:innen von Gewalt geworden sind. Die Vertragsstaaten
mussen spezialisierte Hilfsdienste fiir diese Zielgruppe einrichten und dafiir sorgen, dass bei
der Unterstlitzung von Gewaltopfern auch die Rechte und Bediirfnisse der Kinder
bericksichtigt werden. Schutz und Unterstitzung fiir Kinder haben dabei eine
altersgerechte psychosoziale Beratung unter Berlicksichtigung das Kindeswohls zu
umfassen.3

Ill

Im Hinblick auf die erwahnte ,,ausreichende Zahl“ an Schutzunterkiinften wird empfohlen,
dass diese regional verteilt sind und eine Familie pro 10.000 Einwohner:innen aufnehmen

kénnen.3® Die Anzahl sollte sich jedoch nach dem tatsichlichen Bedarf richten.

Auch der im September 2024 veroffentlichte GREVIO-Bericht — ein Bericht des
Expert:innengremiums, das die Umsetzung der Istanbul-Konvention Gberprift — enthalt
folgende Empfehlung: Osterreich hat ,dafiir zu sorgen, dass eine ausreichende Anzahl an
Platzen in Schutzunterkiinften mit einer angemessenen geografischen Verteilung tber das
ganze Land zur Verfligung steht, sowie dafiir zu sorgen, dass alle Frauen, die Opfer von
Gewalt geworden sind, unabhangig von ihrem Einkommen kostenlos in Schutzunterkiinften

fur Opfer hauslicher Gewalt untergebracht werden.“3®

33 Erljuternder Bericht der Istanbul-Konvention, Rz 134.

34 Artikel 22 und 26 der Istanbul-Konvention sowie Erlduternder Bericht, Rz 132 und 144. Der Begriff
,Zeuginnen und Zeugen, die Kinder sind” ist weit gefasst und umfasst neben dem direkten Erleben von Gewalt
auch das Mithoren oder das Erleben von langerfristigen Auswirkungen von Gewalt (ebd., Rz 144).

35 Erluternder Bericht der Istanbul-Konvention, Rz 135 sowie Task Force to Combat Violence against Women,
including Domestic Violence (EG-TFV), Final Activity Report (2008), S. 53. Abrufbar unter
https://www.coe.int/t/dg2/equality/domesticviolencecampaign/Source/Final Activity Report.pdf.

36 GREVIO, Erste thematische Evaluierungsrunde. Building trust by delivering support, protection and justice.
Osterreich (2024), Rz 112. Abrufbar unter https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:9fd23a16-62fe-
4967-b119-42103209e964/2024 grevio-bericht der ersten thematischen evaluierungsrunde nb.pdf.
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3.2.2 EU-Richtlinie Gewalt gegen Frauen

Die EU-Richtlinie zur Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt®” trat
am 13. Juni 2024 in Kraft und ist bis Juni 2027 in nationales Recht umzusetzen. Sie legt Min-
destvorschriften zur Definition einiger Straftatbestdnde und Strafen fest, um gegen be-
stimmte Formen der Gewalt vorzugehen. Weiters sieht sie Rechte der Opfer aller Formen
von Gewalt gegen Frauen oder hduslicher Gewalt vor. Enthalten sind auch Vorgaben zu

Schutzunterkiinften.38

Gemal Artikel 30 der Richtlinie sind Schutzunterkiinfte mit ausreichend personellen und
finanziellen Ressourcen auszustatten und die Mitgliedstaaten haben diese in ,,ausreichen-
der Zahl” bereitzustellen.3® Schutzunterkiinfte haben den Bediirfnissen von Opfern hiusli-
cher und sexueller Gewalt — auch Hochrisikoopfern — Rechnung zu tragen. Dariber hinaus
miussen sie leicht zugdnglich und so ausgestattet sein, dass sie den besonderen Bedirfnis-
sen von Frauen gerecht werden. Die Unterkiinfte haben ungeachtet der Nationalitat,
Staatsbiirgerschaft, des Wohnortes oder Aufenthaltsstatus zuganglich zu sein. Sie miissen
Opfern und deren minderjahrigen Kindern oder anderen von ihnen betreuten und im selben
Haushalt lebenden Personen unter 18 Jahren zur Verfiigung stehen. Insbesondere bei einer
gemeinsamen Unterbringung mit Jugendlichen haben jedoch die Sicherheit und das Wohl-

ergehen der Opfer oberste Prioritat.*°

Artikel 44 sieht dariber hinaus eine Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Datenerhebung
vor. Demnach sind Statistiken, unter anderem zur Zahl und Aufnahmekapazitat der Schut-

zunterkiinfte pro Mitgliedstaat, zu verdffentlichen.

37 Richtlinie 2024/1385/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur Bekdmpfung
von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt, ABl. L 2024/1385. Abrufbar unter https://eur-
lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:320241.1385%20.

38 DE Sprachfassung ,Unterkunft und sonstige vorlédufige Unterbringung”; EN Sprachfassung: ,Shelters and

other interim accommodation”.

39 = 1 Familienplatz je 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner — wobei die Zahl von einer realistischen
Schéatzung des tatsdchlichen Bedarfs abhéngen soll (Erwagungsgrund 67 RL 2024/1385/EU).

40 Erwigungsgrund 67 RL 2024/1385/EU.
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3.2.3 CEDAW

Die Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau umfasst auch
geschlechtsspezifische Gewalt unter ,Diskriminierung der Frau“. 41 So haben die
Vertragsstaaten gemal der ,Allgemeinen Empfehlung Nr. 35 zu geschlechtsspezifischer
Gewalt gegen Frauen“ des CEDAW-Komitees dem Bedarf entsprechend angemessene
Schutzunterkiinfte fiir Frauen, deren Kinder und andere Familienmitglieder

bereitzustellen.*?

Darlber hinaus sprach das CEDAW-Komitee 2019 im Rahmen der Staatenpriifung
Osterreichs eine Empfehlung zu Schutzunterkiinften aus: Demnach sollen die Kapazititen
von Schutzunterkiinften ausgebaut werden und die Osterreichische Regierung
gewahrleisten, dass diese den Bediirfnissen der gewaltbetroffenen Frauen entsprechen

und im gesamten Staatsgebiet zur Verfligung stehen. %3

3.2.4 EMRK und EGMR

Die EMRK verbietet Gewalt gegen Frauen, wobei unter anderem das Recht auf Leben ein-
schlagig ist. Die Vertragsstaaten sind demnach verpflichtet, Frauen und Madchen vor Ge-
walt, einschlieBlich hduslicher Gewalt und sexueller Gewalt, zu schiitzen. Laut dem Europa-
ischen Gerichtshof fir Menschenrechte (EGMR) missen die Vertragsstaaten insbesondere
strafrechtliche Bestimmungen zur Verhinderung von Straftaten einfiihren sowie praventive
operative MaRnahmen ergreifen, um Personen zu schiitzen, deren Leben durch die krimi-

nellen Handlungen einer anderen Person gefihrdet sind.**

41 Ausschuss fiir die Beseitigung der Diskriminierung der Frau, Allgemeine Empfehlung Nr. 19 zu Gewalt gegen
Frauen, 1992, Rz 6. Abrufbar unter
https://www.un.org/womenwatch/daw/cedaw/recommendations/recomm.htm#recom19.

42 Ausschuss fiir die Beseitigung der Diskriminierung der Frau, Allgemeine Empfehlung Nr. 35 zu
geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen, Aktualisierung der Allgemeinen Empfehlung Nr. 19, 14.7.2017,
Rz 31. Abrufbar unter
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsldCrOIUTVLRFD
1h6%2Fx1pWAeqJn4T68N1ugnZjLbtFua20BKh3UEQqIB%2FCyQlg86A6R00dwGGzalY5fsEpkLOfaa7Gx%2FouBb
RocgXmVizn9JY.

43 Komitee fiir die Beseitigung der Diskriminierung der Frau, AbschlieBende Bemerkungen zum 9. Bericht
Osterreichs (2019), Rz 23. Abrufbar unter https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:b842019b-3db4-
46ca-89eb-d0c93037bd6a/cedaw Abschliessende Bemerkungen 2019 Deutsch.pdf.

4% European Court of Human Rights, Key Theme Article 2. Domestic Violence (2024). Abrufbar unter
https://ks.echr.coe.int/documents/d/echr-ks/domestic-violence.
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4 Qualitatsstandards

4.1 Uberblick

In diesem Abschnitt werden 6sterreichweit bestehende gemeinsame Qualitatsstandards in
Schutzunterkinften fiir gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder abgebildet.
Qualitatsstandards sind nachvollziehbar beschriebene Anforderungen an Strukturen,
Prozesse und Ergebnisse, die ein bestimmtes Qualitdtsniveau sicherstellen sollen. Sie legen
fest, wie Angebote gestaltet, umgesetzt und Uberprift werden, damit definierte Ziele

erreicht werden kénnen.

Die dargestellten Standards wurden von den Landesverwaltungen — in Ricksprache mit
Vertreterinnen der Schutzunterkiinfte in ihrem Bundesland — eingemeldet (siehe auch

Kapitel 1.2 Methodik). Sie basieren insbesondere auf folgenden Grundlagen:

e Leitlinien in den Schutzunterkiinften: Schutzunterkiinfte entwickeln haufig eigene

Qualitatsstandards als Leitlinien fur ihre Arbeit.

o (Forder-)Vertrage der Landesverwaltungen mit den Tragerorganisationen: Dabei

handelt es sich um von den Schutzunterkiinften verbindlich einzuhaltende Vorgaben.
Eine Vielzahl der dargestellten Qualitatsstandards betreffen die operative Ebene der Trager
der Schutzunterkiinfte, so wie etwa Teamorganisationen, Einschulungen, Kooperationen
oder die Dokumentation interner Ablaufe. Die konkrete Ausgestaltung dieser Bereiche
obliegt den jeweiligen Tragern bzw. Schutzunterkinften. Die Landesverwaltungen

definieren dafiir Rahmenvorgaben und stellen Férderungen im Rahmen der zur Verfiigung
stehenden Mittel bereit.

4.2 Gliederung der Qualitatsstandards
Die Gliederung der Standards erfolgt entlang folgender Kapitel:

e Ziele und Zielgruppe: Ziele der Schutzunterkunft, deren Beurteilung und Zielgruppe.
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e Unterkunft und Fallarbeit: Aufnahme in die Schutzunterkunft, Ausgestaltung der
Unterkunft, bauliche und personelle SicherheitsmaBnahmen sowie die Beratung und
Betreuung der Frauen und Kinder.

e Personal und Kooperation: Personal der Schutzunterkunft, Zusammenarbeit im Team,
Personalentwicklung, Kooperation mit anderen Institutionen und allgemeine

Gewaltpraventionsarbeit.
e Dokumentation und Daten: Dokumentation, Datenschutz und Datenerhebung.

e Krisen und Qualitatssicherung: Mallnahmen in Krisen und Sicherstellung der Qualitat

auf samtlichen Ebenen.

Die Darstellung der Qualitatsstandards (QS) erfolgt in den einzelnen Kapiteln anhand

folgender Struktur:

Allgemeine Qualitatsstandards fiir alle Schutzunterkiinfte (Frauenhauser und
Ubergangswohnungen)

Spezifische Qualitatsstandards fiir Spezifische Qualitatsstandards fiir
Frauenhauser Ubergangswohnungen

Beispiele fir weitere Qualitatsstandards

Zunichst werden somit jene Standards dargestellt, die in ganz Osterreich fiir alle Arten von
Schutzunterkiinften gelten. Wo Unterschiede in der Ausgestaltung von Frauenhdusern und
Ubergangswohnungen bestehen, werden erginzend spezifische Qualititsstandards fiir
diese Einrichtungen ausgewiesen. AbschlieBend werden Beispiele fir zuséatzliche
Qualitatsstandards angefiihrt, die nicht in allen Bundeslandern bzw. Schutzunterkiinften

vorliegen.

4.3 Sonstige Qualitatsstandards

Neben den im vorangegangenen Kapitel genannten Qualitatsstandards existieren weitere
Broschiiren und Leitfaden zum Thema. Dabei handelt es sich um Dokumente, die von
Einrichtungen oder Dachverbanden erarbeitet wurden und fachlich anzustrebende
Standards und Empfehlungen darstellen. Im Unterschied zum vorliegenden Dokument

bilden diese nicht den aktuellen Stand an bundesweiten Qualitatsstandards ab.
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e Deutschland: ,Qualitdatsempfehlungen fur Frauenhauser” (2024),

Frauenhauskoordinierung e.V. %

e Deutschland und Osterreich: ,Leitfaden fiir Deutschland und Osterreich.
Heranwachsen in Sicherheit. Schutz und Sicherheit von Kindern in Frauenhausern.”
(2022), SafeShelter Konsortium#®

e Osterreich: ,Gestern fiir heute fiir morgen. Qualitatsbroschiire.” (2017), AOF*’

4.4 Ziele und Zielgruppe

4.4.1 Ziele der Schutzunterkunft

Mit ihrer Tatigkeit verfolgen Schutzunterkiinfte unterschiedliche, miteinander verkniipfte
Ziele. Im Zentrum steht der Schutz gewaltbetroffener Frauen und ihrer Kinder. Dartiber
hinaus geht es um deren Stabilisierung, die Starkung ihrer Selbstbestimmung sowie um die

Forderung einer gewaltfreien, eigenstandigen Lebensperspektive.

Allgemeine Ziele

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Erreichung der Zielgruppe

e  Gewaltschutz und Gewaltpravention

e Sicherstellung einer qualitatsvollen Unterstiitzung gewaltbetroffener Frauen und ihrer Kinder
®* Gute Kooperation mit relevanten Kooperationspartner:innen

e  Wirksame Verweismechanismen durch Kooperationspartner:innen

e Sensibilisierung der Gesellschaft hinsichtlich Gewalt gegen Frauen und Kinder durch
Tragerorganisation

4 Frauenhauskoordinierung e.V., Qualititsempfehlungen fir Frauenhduser (2024). Abrufbar unter
https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Publikationen/2025-03-

24 FHK Publ QE 2024 final.pdf.

46 SafeShelter Konsortium, Leitfaden fiir Deutschland und Osterreich. Heranwachsen in Sicherheit. Schutz und
Sicherheit von Kindern in Frauenhadusern (2022). Abrufbar unter
https://safeshelter.aoef.at/images/Guide/SafeShelter Guide DE.pdf. Entwickelt im Rahmen des EU-Projekts
SafeShelter — Starkung des Kinderschutzes in Frauenhausnetzwerke, Projektkoordination durch AOF.

47 Autonome Osterreichische Frauenhiuser, Gestern fiir heute fir morgen. Qualititsbroschiire (2017).

Abrufbar unter https://www.aoef.at/images/06 infoshop/6-1 infomaterial zum bestellen/6-1-
1 broschueren und folder/Qualitaetsbroschuere-AOEF 2017 web.pdf.
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Ziele der Beratung und Betreuung

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

Sicherstellung des Schutzes vor Gewalt
Vermittlung eines Gefiihls von Verstandnis, Vertrauen, Sicherheit und Unterstiitzung
Psychosoziale Stabilisierung

Vermittlung von Kenntnissen iber Rechte, Unterstiitzungsangebote und
Handlungsmaoglichkeiten

Unterstltzung beim Entwickeln neuer Perspektiven, Lebensziele und Zukunftsplane

Starkung der Handlungskompetenz, eigene Entscheidungen informiert zu treffen und
umzusetzen

Befahigung zu eigenstdandigem, gewaltfreiem und selbstbestimmtem Leben

Nachhaltiges Durchbrechen transgenerationaler Weitergabe von Gewalt

Beispiele fiir weitere QS

Verstandnis fiir eigene Gewaltbiografie

Vermittlung eines positiven Rollenbildes von Mannern durch Konzept ,Caring Masculinity”

Beurteilung der Zielerreichung

Ob die Ziele der Schutzunterkunft erreicht werden, wird in der Praxis von Klientinnen, der

Einrichtung, Kooperationspartner:innen sowie Fordergeber:innen beurteilt. Dabei ist zu

bericksichtigen, dass die Zielerreichung wesentlich durch duBere Rahmenbedingungen

beeinflusst werden kann, etwa durch die Situation am Wohnungs- und Arbeitsmarkt,

aufenthaltsrechtliche Bestimmungen oder die Dauer des Aufenthalts der Klientin.

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

Beurteilung durch die Einrichtung und ihre Mitarbeiter:innen: in Teambesprechungen,
Fallbesprechungen und durch Reflexionsmethoden wie Supervision, Intervision, Evaluierung
von Fallen

Beurteilung durch Kooperationspartner:innen: im Rahmen von Vernetzungstreffen,
fachlichem Austausch und wechselseitigen Konsultationen

Beurteilung durch Fordergeber:innen (Landesverwaltungen): im Rahmen von
Austauschgesprachen, runden Tischen, Berichtslegungen und Evaluierungen

Beispiele fiir weitere QS

Beurteilung durch Klientinnen: durch direkte Befragung, z.B. mittels anonymer,
standardisierter Befragungen (online oder in Papierform)
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4.4.2 Zielgruppe

Die Zielgruppe von Schutzunterkiinften sind von koérperlicher, sexueller und/oder
psychischer Gewalt betroffene Frauen und deren Kinder, die einen geschiitzten Wohnraum
—getrennt von der gefdhrdenden Person — sowie Beratung und Betreuung benotigen. Unter
die genannten Gewaltformen fallen etwa auch Stalking, digitale Gewalt oder Zwangsheirat.

Aufnahmekriterien fiir Frauen

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

* Gewaltbetroffenheit

e Sicherheits- und Unterstiitzungsbedarf in Folge der Gewaltbetroffenheit

e Bedarf an (geschitztem) Wohnraum

e Volljahrigkeit — mit Moglichkeit des Unterschreitens in begriindeten Einzelfallen

— Hinweis: teilweise existieren Schutzunterkiinfte fur jingere (auch minderjahrige)
Mé&dchen und Frauen?®

e Freiwilligkeit der Aufnahme
e Bereitschaft zur Einhaltung der Nutzungs- und Betreuungsvereinbarung

e Bereitschaft zur Einhaltung der Hausordnung

Spezifische QS fiir Frauenhduser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen
¢ Hoher Sicherheits- und e Sicherheits- oder Unterstiitzungsbedarf

Gewaltbetroffenheit priméar das Ziel des Ubergangs in ein

eigenstandiges Wohnen verfolgen,
steht nicht mehr der Sicherheitsbedarf
im Vordergrund. Dieser darf keinesfalls
so hoch sein, dass eine Aufnahme in
ein Frauenhaus erforderlich ist.
—  Unterstltzungsbedarf kann in

unterschiedlichem AusmaR vorliegen

e Ausreichende Eigenstandigkeit im Alltag

Beispiele fiir weitere QS

e  Gewaltausiubung durch Angehorige einschlieRlich Ex-Partner:innen

e Bei Ubergangswohnungen: Vorhergehender Aufenthalt im Frauenhaus

“8 |n Wien gibt es beispielsweise ein Frauenhaus fiir Madchen und junge Frauen im Alter von 16 bis 25 Jahren,
siehe https://frauenhaeuser-wien.at/frauenhaus-fuer-junge-frauen/.
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Aufnahmekriterien fur Kinder

Damit von Gewalt betroffene Frauen mit Kindern Unterstitzungsangebote von
Schutzunterkinften in Anspruch nehmen, ist die Ermoglichung der Mitaufnahme
minderjahriger Kinder in die Unterkunft entscheidend. Missten Kinder, die im
gemeinsamen Haushalt leben und Gewalt miterlebt haben, anderweitig — etwa bei
Bekannten oder in anderen Einrichtungen — untergebracht werden, wiirde dies fir viele
Frauen eine erhebliche Hirde darstellen und dazu fiihren, dass sie den Schritt in die

Schutzunterkunft nicht setzen.

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Definierte Kriterien fiir die Mitaufnahme minderjahriger und volljahriger Kinder

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen
e  Minderjahrige Madchen e  Minderjahrige Kinder
— Moglichkeit der Mitaufnahme — Moglichkeit der Mitaufnahme

e  Minderjahrige Buben

— Grundsatzliche Moglichkeit der
Mitaufnahme

— Hinweis: in einigen Bundeslandern
bestehen bei der Aufnahme von
alteren mannlichen Jugendlichen
Altersgrenzen oder die Aufnahme ist
eine Einzelfallentscheidung der
Schutzunterkunft®

Beispiele fiir weitere QS

e Volljahrige Kinder: Mitaufnahme unter Bericksichtigung des Einzelfalls moglich

Erreichung der Zielgruppe

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Bekanntmachung des Angebots bei Treffen mit Kooperationspartner:innen, wie etwa:

4 Hintergrund ist, dass in bestimmten Fillen das Zusammentreffen mit ,erwachsen aussehenden”
mannlichen Jugendlichen fir gewaltbetroffene Frauen eine psychische Belastung darstellen kann. Die
Mitaufnahme gestaltet sich unproblematisch, wenn ein eigener Eingang sowie abgegrenzter Bereich fir die
Frau in der Schutzunterkunft bestehen, wie es hiufig bei Ubergangswohnungen der Fall ist.
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— Polizei, Gewaltschutzzentren, Frauen- und Madchenberatungsstellen,
Kinderschutzzentren, Kinder- und Jugendhilfe, Gewaltambulanzen

e Bekanntmachung des Angebots durch Kooperationspartner:innen
e Offentlichkeitsarbeit durch Tragerorganisation, wie etwa:

— Websites, Sensibilisierungskampagnen, Social-Media-Kampagnen,
Informationsbroschiiren, Veranstaltungen, Aktionen

e Ehemalige Bewohnerinnen als Multiplikatorinnen

4.5 Unterkunft und Fallarbeit

4.5.1 Aufnahme

Um die Aufnahme in Schutzunterkiinfte zu erleichtern, sind ein niederschwelliger Zugang
sowie vielfaltige Kontaktwege und die Moglichkeit der Beiziehung von Dolmetscher:innen
notwendig. Die Aufnahme der gewaltbetroffenen Frau und ihrer Kinder erfolgt nach einem
personlichen, definierten Aufnahmeverfahren, das den individuellen Schutz- und

Unterstiitzungsbedarf berlicksichtigt.

Aufnahmeverfahren

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Definiertes Aufnahmeverfahren
e Personliches Aufnahmegesprach

e  Erste Betreuungs- und Sicherheitsplanung

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

e Durchflihrung einer
Gefahrdungseinschatzung (siehe auch
S. 40)

e Dokumentation allfalliger Verletzungen

— Hinweis: Erfolgt in der Praxis direkt
durch das Frauenhaus oder durch
Verweis an eine arztliche oder
gerichtsmedizinische
Dokumentationsstelle wie etwa ein
Krankenhaus oder eine
Gewaltambulanz
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e Allfdllige Krisenintervention

Beispiele fiir weitere QS

e Bei Ubergangswohnungen: Dokumentation allfilliger Verletzungen sowie allfillige
Krisenintervention

- Hinweis: Soweit Ubergangswohnungen als Nachbetreuungseinrichtungen nach einem
Aufenthalt im Frauenhaus ausgestaltet sind, erfolgt ein Einzug jedenfalls nur, wenn die
Frau bereits stabilisiert ist.

Erstmalige Kontaktaufnahme mit der Einrichtung

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Kontaktaufnahme durch Betroffene

e Vermittlung durch Kooperationspartner:innen (z.B. Gewaltschutzzentren, Polizei,
Frauenberatungsstellen, Kinder- und Jugendhilfe)

e Unterschiedliche Kommunikationswege:
—  Personlich
— Telefonisch

— Elektronisch

Niederschwelliger Zugang

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e  Moglichkeit der Beiziehung von Dolmetschangeboten
e Nach Moglichkeit Mehrsprachigkeit eines Teils des Personals

* Mindestens eine barrierefreie®® Wohneinheit pro Bundesland (siehe auch S.37)

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

e 24-Stunden-Anwesenheit oder 24-Stunden
telefonische Erreichbarkeit des Personals

e  Mehrsprachiges Informationsmaterial in
der Schutzunterkunft

50 Zum Begriff siehe auch das Kapitel 1.3 Begriffe.
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4.5.2 Unterkunft

Schutzunterkiinfte sind so zu gestalten, dass sie den Bediirfnissen der gewaltbetroffenen
Frauen und ihrer Kinder — auch minderjahriger Buben — entsprechen. Ausschlaggebend
dafir ist nicht nur der Standort der Schutzunterkunft selbst, sondern auch die Ausstattung
und Gestaltung der Wohnraume sowie die Zurverfigungstellung barrierefreier
Raumlichkeiten. Auch die Dauer sowie die Kosten des Aufenthalts in der Schutzunterkunft
sind zu bericksichtigen.

Infrastruktur

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Standort entspricht Bedirfnissen der Frauen und Kinder

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen
e Gute Erreichbarkeit mit 6ffentlichen * Moglichst gute Anbindung an Infrastruktur
Verkehrsmitteln in Abwagung mit angemessener regionaler
® Nihe zu notwendigen sozialen Verteilung
Einrichtungen, wie Kindergarten und
Schulen

e Nahe zu medizinischen Einrichtungen
e Nahe zu Behorden
e Nahe zu Einkaufsmoglichkeiten

e Raumliche oder zeitliche Ndhe zu
Polizeidienststelle

Beispiele fiir weitere QS

e Nahe zu Spielplatzen und weiteren Freizeiteinrichtungen

Ausstattung

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Raumlichkeiten entsprechen Bedirfnissen der Frauen, Kinder und des Personals

e  Wohnliche und freundliche Ausgestaltung

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen
e Raumlichkeiten e Raumlichkeiten
— Inder Regel eigenes Schlafzimmer fir — Inder Regel eigene Wohnung fiir die
die Frauen und ihre Kindern Frauen mit ihren Kindern
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— Gemeinschaftsraume: unter anderem — Schlafzimmer
Kiche, Bad und WC, Spielraume fir die - Kiiche

Kinder - Badund WC

—  Biro- bzw. Beratungsraume fiir s Ausstattung

Personal mit eigenem Sanitarbereich ) ) )
— Grundmoblierung der Raumlichkeiten
e Ausstattung
— Moblierung der Raumlichkeiten

— Ausstattung mit allem Notwendigen
(z.B. Waschmaschine,
Kiichenutensilien)

— Notausstattung an Hygieneartikeln und
Lebensmitteln

Beispiele fiir weitere QS

e Eigene Kiiche fir die Frauen

e Eigenes Bad und WC fir die Frauen

e Eigenes Kinderzimmer

e \Wohngemeinschaften

e Geschutzte AuBenflachen

e Zurverfligungstellung von Lebensmittel, Hygieneartikel, Schulutensilien fiir Kinder etc.

e Bei Bedarf voriibergehende Zurverfiigungstellung von technischen Geraten zur
Kommunikation

Physische Barrierefreiheit

Der Begriff Barrierefreiheit bezieht sich im Folgenden ausschlieRlich auf die physische
Dimension zur Verbesserung der Mobilitdt von Frauen mit Behinderungen. Siehe zum

Begriff auch das Kapitel 1.3 Begriffe.

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

® Eine barrierefreie Wohneinheit pro Bundesland in:
— Einem Frauenhaus und

- Einer Ubergangswohnung

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

e Bei Neuerrichtung oder
Immobilienwechsel: Anstreben einer
barrierefreien Wohneinheit pro Frauenhaus

37 von 63



Kosten

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Finanziell leistbarer Aufenthalt

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

e Kostenlos oder e Bundesweit unterschiedlich

® Einhebung eines geringen Kostenbeitrags — Hinweis: Frauen kommen teilweise
(nach Einkommen gestaffelt) durch ihr eigenes Einkommen

(Erwerbsarbeit, Transferleistungen) fir
die Mietkosten auf

Aufenthaltsdauer

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte
e Aufenthaltsdauer landesweit je Schutzunterkunftsart geregelt
e Ausgestaltungsmoglichkeiten:

- Maximale Aufenthaltsdauer mit Moglichkeit zur Uberschreitung in Ausnahmesituationen
oder

— Aufenthaltsdauer richtet sich nach individuellem Bedarf

4.5.3 Sicherheit

Wesentliches Ziel eines Aufenthalts in einer Schutzunterkunft ist, die Sicherheit
gewaltbetroffener Frauen und ihrer Kinder zu gewahrleisten. Umfassende
Sicherheitskonzepte, regelmiRige Uberpriifung und Weiterentwicklung sind essenziell.
Auch die Risikobewertung anhand von Gefahrdungseinschatzungstools sowie die digitale

Sicherheit spielen dabei eine wichtige Rolle.
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Sicherheitskonzept

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Sicherheitskonzept fiir Schutz von Frauen, Kindern und Personal
® Sicherheitskonzept umfasst bauliche und personelle MaBnahmen
e RegelmiRige Uberpriifung und Weiterentwicklung

®*  Monitoring des Gefahrdungssystems durch vernetztes Arbeiten

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

e Sehr hohe SicherheitsmalRnahmen ® Bedarfsgerechte Sicherheitsmallnahmen

— Hinweis: Moglichkeit der Aufnahme
hochrisikogefahrdeter Frauen und
ihrer Kinder

e Adressen

— Geheim oder

- weitergehende
SicherheitsmaRnahmen®!

* Anwesenheit des Personals
—  24-Stunden oder
—  24-Stunden telefonische
Erreichbarkeit
e  Weitere individuelle
SicherheitsmaBnahmen bei Bedarf

e Durchflihrung einer
Gefahrdungseinschatzung (siehe auch
S. 40)

e Kinderschutzkonzept

— Bestehend oder
— in Ausarbeitung

e RegelmaRige Schulungen des Personals
und der Frau hinsichtlich der Sicherheit

Beispiele fiir weitere QS

e Direkt-Notruf zur nachstgelegenen Polizei

e Melderechtliche Auskunftssperre

51 Im Hinblick auf die Geheimhaltung von Adressen bestehen unterschiedliche Konzepte. Beispiel Steiermark:
Konzept ,,Sichtbar und Sicher” — so ist in einer kleinen Stadt wie Graz Anonymitadt ohnehin nicht moglich.
Signalwirkung: nicht Frauen missen versteckt und geschitzt werden, sondern Signal an Tater — hier dirft ihr
nicht weiter.
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e Anonymes Postfach

e Bauliche MaBnahmen: Alarmanlage, Sicherheitstiir mit Videokamera und
Gegensprechanlage, Sicherheitsschloss, Tlrspion, Umzaunung und Sichtschutz, sichere
Fenster mit Sichtschutz, Zutritt iber einen personalisierten Zugang (z.B. Fingerprint oder
Chip) oder nur durch Offnung der Tiir durch das Personal, Sicherheitsschleusen, geschiitzte
Parkplatze, Lichtanlagen

e Bei Ubergangswohnungen: Lage ab dem 1. Obergeschol}

e Notruf-App

Gefahrdungseinschatzung

Das Ziel der Durchfihrung einer Gefahrdungseinschatzung ist die Sicherstellung einer
systematischen, nachvollziehbaren Einschatzung der vom Tater ausgehenden Gefahr fiir
Klientinnen und ihre Kinder sowie die Ableitung geeigneter SchutzmaRnahmen.

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

Spezifische QS fiir Frauenhduser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

e Durchfiihrung einer * Folgen einer hohen Gefahrdung: keine
Gefahrdungseinschatzung Aufnahme, Aufnahme im Frauenhaus
- Bei Einzug und wird angestrebt

— Laufende Evaluierung
® Folgen einer hohen Gefahrdung

—  Ergreifung von im Sicherheitskonzept
definierten MaBnahmen

Beispiele fiir weitere QS

e Heranziehung eines standardisierten, wissenschaftlich anerkannten Tools zur
Gefahrdungseinschatzung

— Hinweis: In der Praxis werden Gefahrdungseinschatzungen nicht immer mithilfe
standardisierter Tools durchgefiihrt, sondern teilweise auch ausschlieRlich auf Basis der
Fachexpertise der Mitarbeiter:innen. Frauenhdauser verwenden in der Regel das Danger
Assessment nach Campbell, zum Teil auch das DyRiAS-Tool.
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Digitale Sicherheit

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Berlicksichtigung digitaler Gewalt in allen Sicherheitsbelangen, namlich
— Sicherheitskonzept,
— SicherheitsmaRnahmen,
- Gefahrdungseinschatzung bzw. Aufnahmegesprach®?

— Hinweis: betrifft z.B. Fotos aus der Wohnung versenden, Geheimhaltung der Adresse,
Umgang mit sozialen Medien, Ausschalten der Handyortung

e Sensibilisierung des Personals zum Thema digitale Sicherheit und digitale Gewalt

e Einzelfallbezogene Abwagung zwischen erforderlichen SicherheitsmaBnahmen und der
digitalen Autonomie

4.5.4 Beratung und Betreuung

Um eine qualitative Beratung und Betreuung gewahrleisten zu kénnen, ist die Erarbeitung
schriftlicher Fachkonzepte in den Schutzunterkiinften erforderlich. Dies dient unter
anderem dem Zweck, einheitliche und klare Vorgehensweisen zu definieren. Fiir die Arbeit
mit Kindern in der Schutzunterkunft ist ein eigenes Fachkonzept notwendig, um den Fokus

spezifisch auf das Kindeswohl zu legen.

Rahmen der Beratung und Betreuung

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Fachkonzepte
—  Fir die Arbeit mit den Frauen
—  Fir die Arbeit mit den Kindern
— RegelmaRige Aktualisierung

e Beratungs- und Betreuungsleistungen sind definiert

Spezifische QS fiir Frauenhduser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

e Umfassende und regelmaRige Beratung- e Bedarfsgerechte Beratung- und Betreuung
und Betreuung

52 Teilweise wird digitale Gewalt im Rahmen von Gefihrdungseinschitzungstools nicht beriicksichtigt (z.B.
Danger Assessment nach Campbell). Es ist daher notwendig, im Rahmen des Aufnahmegesprachs gesondert
darauf einzugehen.
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— Hinweis: Personal befindet sich
dauerhaft vor Ort im Frauenhaus
¢ Inder Regel eigene:r Bezugsbetreuer:in fir
Frauen und Kinder

Hinweis: In der Regel durch Personal,
welches nicht dauerhaft vor Ort in der
Ubergangswohnung ist. Je nach Bedarf
und Ausgestaltung erfolgt die Beratung
durch Frauenberatungsstellen oder
Personal der Ubergangswohnung und

findet dabei entweder in der
Ubergangswohnung, in einer
Frauenberatungsstelle oder im
Frauenhaus statt.

Beispiele fiir weitere QS

Im Rahmen der 15a-Vereinbarung FSchVE neu eingerichtete Frauenplatze: bedarfsgerechtes
Beratungs- und Betreuungsangebot im Durchschnitt von mindestens 4 Wochenstunden im
Durchrechnungszeitraum eines Jahres 3

Beratungs- und Betreuungsleistungen fiir Frauen

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

Informationsgesprach zur Abklarung der Aufnahme

Aufnahme und Klarung individueller Problemlagen
Gefahrdungseinschatzung und Risikomanagement

Individueller Betreuungsplan, Zielformulierung und laufende Evaluierung
Psychosoziale Unterstiitzung

Rechtliche Unterstiitzung

— Etwa bei Scheidungs- und Obsorgeverfahren

— Bei der Einbringung von Antragen auf Einstweilige Verfligungen
Stabilisierung in der akuten Situation

Krisenintervention und Krisenpravention

Anlassbezogene Vermittlung an

— psychotherapeutische, medizinische und psychiatrische Angebote
— spezialisierte Unterstiitzungseinrichtungen

— drztliche oder gerichtsmedizinische Verletzungsdokumentationsstellen wie etwa ein
Krankenhaus oder eine Gewaltambulanz

Erziehungsberatung und Starkung der Mutter-Kind-Beziehung

Existenzsicherung und Finanzierungsmodalitdten

53 Art. 3 Abs. 1Z 3 FSchVE.
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e Kontakt und Begleitung zu Behorden, Gerichten, Arbeitsmarktservice, Kinder- und Jugendhilfe,
Kliniken, Bildungseinrichtungen etc.

e Forderung des selbstandigen Wohnens und Unterstltzung bei der Suche einer Folgewohnung
* Nachhaltige Stabilisierung der Lebenssituation

O Auszugsmanagement

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

e Dokumentation allfalliger Verletzungen
(siehe auch S. 34)

Beispiele fiir weitere QS

e  Gewaltpravention im Familiensetting (Tater, Opfer, Kinder)®*
e Psychosoziale Prozessbegleitung

e Fallweise ambulante Nachbetreuung

Beratungs- und Betreuungsleistungen fiir Kinder

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Altersgerechte psychosoziale Begleitung

e  Kontakt und Begleitung zu Behorden, Gerichten, Kinder- und Jugendhilfe, Kindergarten,
Schulen etc. (soweit nicht durch die Kinderschutzzentren abgedeckt)

e Anlassbezogene Vermittlung an
— psychotherapeutische, medizinische und psychiatrische Angebote
— spezialisierte Unterstiitzungseinrichtungen

e Auszug und Abldsungsprozess von der Mitarbeiter:in der Schutzunterkunft

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

¢ Fallweise ambulante Nachbetreuung

* Freizeitpadagogische Aktivitaten

54 Projekt in der Steiermark in Kooperation mit dem Verein fiir Mdnner- und Geschlechterthemen Steiermark
und den Kinderschutzzentren. Wird auch durch Neustart Gber Vermittlung durch das Gewaltschutzzentrum
durchgefihrt.
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4.6 Personal und Kooperation

4.6.1 Personalressourcen

Aufgrund der Komplexitdit gewaltspezifischer Problematiken sind besondere
Qualifikationen und Kenntnisse der Mitarbeiter:innen und der Leitung der Schutzunterkunft
erforderlich.

Ausbildung der Mitarbeiter:innen

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Ausbildung (Abschluss oder kurz vor Abschluss)

— Soziale Arbeit, Sozialpadagogik, Sozialmanagement, Padagogik,
Erziehungswissenschaften, Psychotherapie, Psychologie, Rechtswissenschaften, Lebens-
und Sozialberatung

— Hinweis: In geringfligigem Ausmal$ auch Beiziehung von Mitarbeiter:innen mit anderer
Ausbildung, die fiir Beratung der Zielgruppe einschlagige Kenntnisse vermittelt

® Frauenparteiliche Grundhaltung in der Fallarbeit

® Frauenpolitisches Interesse und feministische Grundhaltung

Ausbildung der Leitung

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Ausbildung (Abschluss)
— Oben angefiihrte Bereiche

— Hinweis: bei ausreichender personlicher Qualifikation und Berufserfahrung auch
Ausbildungen in anderen Fachbereichen wie etwa Betriebswirtschaftslehre moglich

e Erfahrung in der Arbeit mit gewaltbetroffenen und traumatisierten Frauen und Kindern
e Erfahrungen im Sozialmanagement

e (Betriebs-) wirtschaftliche Kompetenz

e Teamflhrungskompetenz

® Frauenparteiliche Grundhaltung in der Fallarbeit

®  Frauenpolitisches Interesse und feministische Grundhaltung

Beispiele fiir weitere QS (Mitarbeiter:innen und Leitung)

e Einwandfreie Strafregisterbescheinigung

e Ausschliellich weibliche Mitarbeiterinnen
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Ehrenamtliche Mitarbeiter:innen und Praktikant:innen

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Ehrenamtliche Mitarbeiter:innen, Praktikant:innen, Teilnehmer:innen des Freiwilligen Sozialen
Jahres und Zivildiener kénnen erganzend zu den reguldren Mitarbeiter:innen eingesetzt
werden

Einstufung und Entlohnung

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte
e Einstufung zumindest nach Kollektivvertrag
- Sozialwirtschaft Osterreich (SWO-KV)
— Vorarlberger Sozial- und Gesundheitswesens (VSG-KV)

e Angemessene, an einschlagigen kollektivvertraglichen Standards orientierte Entlohnung

4.6.2 Zusammenarbeit im Team

Eine gut organisierte und strukturierte Zusammenarbeit ist fir eine qualitative Beratung

und Betreuung sowie die Zufriedenheit der Mitarbeiter:innen wesentlich.

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e RegelmaRige Teambesprechungen, umfassen unter anderem
— Kollegiale Beratungen (Intervision)
— Fallbesprechungen

e Teamsupervision®

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

e Dienstlibergaben

- Hinweis: Ubergabe aktueller und
relevanter Informationen, etwa

55 Supervision und Intervision sind Reflexionsmethoden zur Beleuchtung von berufsbezogenen Situationen.
Supervision erfolgt durch Personen auflerhalb der Organisation und dient unter anderem der Unterstiitzung
bei der Losung fachlicher Probleme und Starkung der psychischen Belastbarkeit. Intervision erfolgt hingegen
durch Kolleginnen und Kollegen innerhalb der Organisation (Bundesministerium fiir Soziales, Gesundheit,
Pflege und Konsumentenschutz, Selbsterfahrung/Supervision/kollegiale Intervision (2020). Abrufbar unter
https://www.sozialministerium.at/dam/jcr:51fa54cd-335c-44cd-a0cb-

a773de26996e/Information, Selbsterfahrung, Supervision (BMGSPK), 20.02.2020.pdf).
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beziiglich der Beratung und Betreuung
der Klientinnen.

Beispiele fiir weitere QS

e  Rufbereitschaft der Leitung der Schutzunterkunft

4.6.3 Personalentwicklung

Ziel der Personalentwicklung ist die kontinuierliche und systematische Erweiterung der

personlichen und fachlichen Handlungskompetenz der Mitarbeiter:innen und Leitung.

Rahmenbedingungen

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Konzept zu MalRnahmen der Personalentwicklung, umfasst unter anderem
— Einschulung der Mitarbeiter:innen und Leitung
—  Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiter:innen und Leitung

e Filhrung von Mitarbeiter:innengesprachen

Einschulung, Fort- und Weiterbildung

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Einschulung neuer Mitarbeiter:innen und Leitung

— Inalle relevanten Arbeitsbereiche, insbesondere den Journaldienst, Beratung und
Betreuung, standortspezifische Arbeitsablaufe, Sicherheitsvorkehrungen, Notfallplane

e  Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiter:innen und Leitung
— Laufend und fachspezifisch
— Internes und externes Fortbildungsangebot

— Hinweis: Mogliche relevante Fortbildungsthemen: Psychosoziale Beratung, rechtliche
Aspekte, digitale Gewalt und Sicherheit
4.6.4 Kooperation mit Institutionen

Um den umfassenden Schutz gewaltbetroffener Frauen und ihrer Kinder sicherstellen zu
konnen, ist die Zusammenarbeit mit unterschiedlichen Institutionen und

Kooperationspartner:innen — wie etwa Polizei, anderen Opferschutzeinrichtungen oder
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Einrichtungen der Taterarbeit wie Neustart — wesentlicher Bestandteil der Arbeit von

Schutzunterkiinften. Kooperationen gehen haufig Gber den Einzelfall hinaus.

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

Wissen Uiber Zustandigkeiten relevanter Kooperationspartner:innen
Kooperationsebenen

— Fallkooperation inkl. Weiterverweisungen

—  Strukturelle Kooperation

— Innerhalb des Bundeslandes und osterreichweit

Spezifische QS fiir Frauenhduser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen

Anregung sicherheitspolizeilicher
Fallkonferenzen im Bedarfsfall bei
Hochrisikofallen

Relevante Kooperationspartner:innen

Gewaltschutzeinrichtungen: z.B. andere Frauenhduser, Gewaltschutzzentren,
Kinderschutzzentren, spezialisierte Frauenberatungsstellen (wie etwa jene bei sexueller
Gewalt oder verwandtschaftsbasierter Gewalt), Interventionsstelle fiir Betroffene von

Frauenhandel

Beratungsstellen: z.B. Frauen- und Madchenberatungsstellen, spezialisierte
Beratungsstellen zu den Themen Ausbildung und Arbeitsmarkt, Fliichtlingsberatung,
Wohnungslosenhilfe, Schulden, Integration, Maéannerberatungsstellen,

Taterarbeitseinrichtungen (OTA) wie Neustart, Senior:innenberatung

Staatliche Institutionen: z.B. Kinder- und Jugendhilfe, Polizei, Gerichte,
Arbeitsmarktservice, Krankenhauser, Landesverwaltungen,

Bezirkshauptmannschaften, Gemeindeamter, Schulen und Kindergarten
Prozesshegleitung:

- Psychosoziale: erfolgt zum Teil direkt durch die Schutzunterkiinfte, zum Teil wird
diese vermittelt (z.B. Gber Gewaltschutzzentren)

- Juristische: Vermittlung an Anwalt:innen

Sonstige: z.B. Jugendzentren, Arzt:innen, Psycholog:innen, Gewaltambulanzen oder

Opferschutzgruppen in Krankenhdusern, Psychotherapeut:innen, Hebammenzentren

Bundeslinderiibergreifend: z.B. iiber AOF ,Verein Autonome Osterreichische

Frauenhauser”, ,Dachverband Vernetzter Opferschutz & Opferschutzorientierte
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Taterarbeit” (DVOTA) sowie Modell ,Bundeslanderiibergreifende Aufnahme von
Hochrisikoopfern“

4.6.5 Gewaltpravention

Im Zentrum der Arbeit von Schutzunterkiinften steht der Schutz gewaltbetroffener Frauen
und ihrer Kinder. Darliber hinaus leisten Schutzunterkiinfte auch einen Beitrag zur
Gewaltpravention {iber die konkrete Fallarbeit hinaus — etwa durch Offentlichkeitsarbeit
und Bildungsangebote.

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Offentlichkeitsarbeit, wie etwa:

—  Websites, Sensibilisierungskampagnen, Social-Media-Kampagnen,
Informationsbroschiiren, Veranstaltungen, Aktionen

e Austausch und Vernetzung mit relevanten Kooperationspartner:innen
e Fortbildungen und Schulungen fir relevante Berufsgruppen

e Bildungsbereich: Workshops und Vortrage in Schulen und Universitaten

4.7 Dokumentation und Daten

4.7.1 Dokumentation

Die systematische Dokumentation der Tatigkeit und von Beratungs- und
Betreuungsprozessen ist ein zentrales Element der Qualitatssicherung in
Schutzunterkinften und bildet die Grundlage fiir Transparenz, Nachvollziehbarkeit sowie

die kontinuierliche Weiterentwicklung von Angeboten und Standards.

Falldokumentation

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e  Elektronische Falldokumentation®®
e Vorgaben zur Dokumentation (bestehend oder in Ausarbeitung)

— Inhalt

%6 Etwa in einem Datenbanksystem; Beispiel aus dem Bundesland Vorarlberg: EDV Programm , Care desk”.
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- Form

— Zugangsberechtigte Personen

— Aufbewahrungsfristen

— Dokumentationszeitpunkte (Aufnahme, laufend, Auszug)

— Beispiele fir relevante Dokumentationsinhalte: Name und Alter der Klientin, Ist-Stand bei
der Aufnahme, Ziele und Inhalte der Beratung und Betreuung, eingeleitete Schritte

e Ersichtlichkeit des Betreuungsverlaufs aus der Dokumentation

Dokumentation interner Ablaufe

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Protokollierung von Teambesprechungen
e  Zurverfiigungstellung der Dokumentation fiir Mitarbeiter:innen
* Weitere relevante Dokumentationsinhalte

—  Fort- und Weiterbildungen

— Treffen mit Kooperationspartner:innen

Berichte an Fordergeber:innen

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Erstellung von Tatigkeitsberichten

e Ubermittlung von Tétigkeitsberichten an Férdergeber:innen

Beispiele fiir weitere QS

e Budgetpldane, Abrechnungen, Jahresstatistiken, Statistiken Gber Abweisungen

e Informationen zu besonderen Entwicklungen, Auslastung und Belegung, Personalsituation
sowie MaRnahmen zu Offentlichkeitsarbeit
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4.7.2 Datenschutz

Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten.
Datenschutz ist ein Grundrecht. Zentrale Rechtsvorschrift ist die
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) °’ , welche europaweit geltende und direkt
anwendbare Mindeststandards bezliglich des Datenschutzes vorgibt.

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

¢ Verschwiegenheit
e Gewahrleistung der Anonymitat der Klientinnen
e Datenschutz
— Information der Klientinnen Uber ihre Rechte
— Unterfertigung einer Datenschutzvereinbarung
— Einhaltung der Vorgaben der DSGVO
— Absolvierung von Schulungen des Personals zum Thema
e  Moglichkeit der Einsicht von Klientinnen in die Dokumentation ihres Falles

e Vorgaben zur Dokumentation (bestehend oder in Ausarbeitung, siehe auch Kapitel 4.7.1
Dokumentation)

4.7.3 Datenerhebung

Die Datenerhebung dient dazu, die Inanspruchnahme der Leistungen, Klientinnenstruktur
und Verdanderungen zu erfassen und darzustellen. Die Daten kdnnen auch zur Beurteilung
der Zielerreichung der Schutzunterkunft herangezogen werden und bieten eine wichtige
Grundlage fiir die Einschatzung des Bedarfs.

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Datenerhebung zu Klientinnen und ihren Kindern:
— Anzahl und Aufenthaltstage

— Demographische Verhiltnisse

>’ Verordnung (EU) 2016/679 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur

Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) ABI. L 119, abrufbar unter Verordnung -
2016/679 - EN - Datenschutz Grundverordnung - EUR-Lex.
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— Personliche Situation

e Datenerhebung zur Leistungserbringung der Schutzunterkunft:
— Beispielsweise eingeleitete rechtliche Schritte

e Elektronische Dokumentation der Datenerhebung

e Ubermittlung der Daten an zustindige Stellen, wie etwa Landesverwaltungen, die Nationale
Koordinierungsstelle ,,Gewalt gegen Frauen” oder den AOF

4.8 Krisen und Qualitatssicherung

4.8.1 MalRnahmen in Krisen

Die Covid-19-Pandemie hat gezeigt, dass in Krisen fiir systemrelevante Einrichtungen, wie
etwa Schutzunterkiinfte, besondere Vorkehrungen notwendig sind. Hierunter fallen unter

anderem rechtliche Ausnahmeregelungen und einrichtungsinterne Konzepte.

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

Spezifische QS fiir Frauenhauser Spezifische QS fiir Ubergangswohnungen
e Krisenplane
— Bestehend oder

— in Ausarbeitung

Beispiele fiir weitere QS

e Black-Out-Konzept: Systeme funktionieren teils auch ohne Strom, Nahrungsmittel und
Getranke vorratig, Akku-Ladegerate, Bereitstehen eines ,,In-Case-Teams®, geteilte Teams etc.

e Erhohung der maximalen Aufenthaltsdauer

e Erméglichung der Uberschreitung der Frauenhausplitze

e Moglichkeit der Beratung Uber Videotelefonie

¢ Home-Office Moglichkeiten: Laptops mit sicherem Zugang zu E-Mails und Servern
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4.8.2 Qualitatssicherung

Qualitatssichernde MalBnahmen sind ein zentrales Instrument, um die Qualitdt der Arbeit
von Schutzunterkiinften auf allen Ebenen sicherzustellen und weiterzuentwickeln. Sie

kénnen sowohl von der Schutzunterkunft selbst als auch von externen Stellen ergriffen
werden.

MaRnahmen der Schutzunterkunft

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Umsetzung von Qualitatsstandards und Fachkonzepten
e Evaluierung von Kernprozessen durch die Einrichtung

e Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiter:innen und Leitung

MaRnahmen der Férdergeber:innen

Allgemeine QS fiir alle Schutzunterkiinfte

e Festlegung von Berichtspflichten (z.B. Tatigkeitsberichte)
e Festlegung und Ausiibung von Auskunfts-, Einsichts- und Aufsichtsrechten®®

e  Moglichkeit der Beauftragung von Evaluierungen

58 Landesverwaltungen haben gegeniiber den Schutzunterkiinften umfassende Berechtigung zur Priifung der
Qualitat und Wirtschaftlichkeit — selbst oder durch externe Sachverstédndige.
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Steuerungsgruppe und
Schutzunterkiinfte

Mitglieder der Steuerungsgruppe

Amt der Burgenlandischen Landesregierung
Abteilung 9 - Hauptreferat Gesellschaft, Referat Frauen, Antidiskriminierung und

Gleichbehandlung

Amt der Karntner Landesregierung
Abteilung 11 - Soziales, Wohnen und Arbeitsmarkt

Amt der Niederosterreichischen Landesregierung

Abteilung Soziales und Generationenférderung

Amt der Obero6sterreichischen Landesregierung
Direktion Kultur und Gesellschaft, Abteilung Gesellschaft, Frauenreferat
Direktion Soziales und Gesundheit, Abteilung Soziales, Referat Sozialhilfe und

Armutsbekampfung

Amt der Salzburger Landesregierung
Abteilung 2 - Kultur, Bildung, Gesellschaft und Sport, Referat 2/05 - Frauen und

Diversitat

Amt der Steiermarkischen Landesregierung

Abteilung 11 - Soziales, Arbeit und Integration

Amt der Tiroler Landesregierung

Abteilung Soziales

Amt der Vorarlberger Landesregierung

Abteilung Soziales und Integration (IVa), Fachbereich Existenzsicherung

Amt der Wiener Landesregierung
Magistratsabteilung 57 - Frauenservice Wien

Fonds Soziales Wien
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Geschaftsbereich Leistungen & Service, Foérdermanagement Obdach- und
Wohnungslosenhilfe

Nationale Koordinierungsstelle , Gewalt gegen Frauen“ nach der Istanbul-
Konvention im Bundesministerium fiir Frauen, Wissenschaft und Forschung,

Abteilung lll/4 - Gewaltpravention und Gewaltschutz

and LAND | = KARNTEN

4 Burgenland

LAND
OBEROSTERREICH

4 SALZBURG [Das Land

Steiermark

Fo

oy Otadt sozialfonds
‘ ' Wien o o lana MVOFE}’LIRerg _
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Wien

Nationale Koordinierungsstelle
Schutz von Frauel 3
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Osterreichische Schutzunterkiinfte

Die folgenden Schutzunterkiinfte wurden durch die jeweiligen Landesverwaltungen in den
Erarbeitungsprozess des vorliegenden Dokuments eingebunden und haben hierzu ihre
fachliche Expertise zur Verfligung gestellt.

Burgenland
Soziale Dienste Burgenland, Verein Frauen fir Frauen, Der Lichtblick,

Frauenberatungsstelle Oberpullendorf, Die Tiir

Karnten
Frauenhaus Klagenfurt, Frauenhaus Lavanttal, Oberkarntner Frauenhaus,

Frauenhaus Villach

Niederosterreich

Frauenhduser Niederdsterreich, Verein Wendepunkt

Oberosterreich
Die oberosterreichischen Frauenhauser

(https://www.frauenhaus.at/frauenhaeuser-ooe)

Salzburg

Frauenhaus Pinzgau (Salzburg)

Steiermark

Verein Frauenhauser Steiermark

Tirol

Tiroler Frauenhaus, lilawohnt, Frauen helfen Frauen, EVITA (Frauen- und
Madchenberatungsstelle / Frauennotwohnung Unterland / Frauenservicestelle),
Frauenzentrum Osttirol, Madchen- und Frauenberatungszentrum Bezirk Kitzbtihel,

BASIS Frauenservice und Familienberatung AulRerfern

Vorarlberg

ifs Institut fiir Sozialdienste Vorarlberg

Wien

Verein Wiener Frauenhauser, Hafen* Frauen. Wohnen. Ankern (Volkshilfe Wien)
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https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Lgbl&Lgblnummer=17/2005&Bundesland=Steiermark&BundeslandDefault=Steiermark&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
https://ris.bka.gv.at/eli/lgbl/ST/2025/68/20250827?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=68/2025&Bundesland=Steiermark&BundeslandDefault=Steiermark&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True&ResultFunctionToken=50ef15a7-cf21-4091-9aa9-c77435cc7468
https://ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Lgbl&Lgblnummer=99/2010&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=81/2020&Bundesland=Vorarlberg&BundeslandDefault=Vorarlberg&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
https://ris.bka.gv.at/eli/lgbl/VO/2025/45/20250904?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=45/2025&Bundesland=Vorarlberg&BundeslandDefault=Vorarlberg&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True&ResultFunctionToken=bb9a63ce-80e8-49a4-ba47-2d257f0301cd

Deutschland

Gesetz fiir ein verlassliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und hauslicher Gewalt,
BGBI. 1 57/2025.

International

Ausschuss fur die Beseitigung der Diskriminierung der Frau, Allgemeine Empfehlung Nr. 19
zu Gewalt gegen Frauen, 1992.

Ausschuss fur die Beseitigung der Diskriminierung der Frau, Allgemeine Empfehlung Nr. 35
zu geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen, Aktualisierung der Allgemeinen
Empfehlung Nr. 19, 14.7.2017.

Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) vom 04.11.1950,

BGBI 210/1958 idF BGBI 111 171/2023.

Begleitdokument zum Ubereinkommen (iber die Rechte von Menschen mit Behinderungen
sowie das Fakultativprotokoll zum Ubereinkommen {iber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen, BGBI. Il Nr. 155/2008 idF BGBI. IIl Nr. 105/2016.

Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) vom
18.12.1979, BGBI 443/1982 idF BGBI 111 90/2026

Richtlinie 2024/1385/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur
Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt, ABI. L 2024/1385.

Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen
und hauslicher Gewalt und erlduternder Bericht (Istanbul-Konvention) vom 11.5.2011, BGBI
11 164/2014 idF BGBI 111 90/2026.

Ubereinkommens {iber die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonvention) vom
20.11.1989, BGBI 7/1993 idF BGBI 111 144/2024.

Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016
zum Schutz natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) ABI. L 119.
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Vereinbarung gemaR Artikel 15a B-VG dber Schutzunterkinfte und
BegleitmaBnahmen fiir von Gewalt betroffene Frauen und deren Kinder (auch:
Frauen-Schutzunterkunfts-Vereinbarung)

Gesellschaft mit beschrankter Haftung
Landesgesetzblatt

litera

Nummer

Randziffer

Seite

Ziffer

61 von 63



Bundesministerium fiir Frauen, Wissenschaft und
Frauenangelegenheiten und Gleichstellung
Minoritenplatz 3, 1010 Wien

+43 1531 15-0

contact@coordination-vaw.gv.at

coordination-vaw.gv.at

62 von 63

Forschung

Sektion


mailto:contact@coordination-vaw.gv.at

Bundesministerium fiir Frauen, Wissenschaft und
Frauenangelegenheiten und Gleichstellung
Minoritenplatz 3, 1010 Wien

+43 1531 15-0

contact@coordination-vaw.gv.at

coordination-vaw.gv.at

Forschung

Sektion


mailto:contact@coordination-vaw.gv.at

	Impressum
	1 Einleitung
	1.1 Überblick
	1.2 Methodik
	1.3 Begriffe

	2 Schutzunterkünfte in Österreich
	2.1 Überblick und Bedarf
	2.2 Zuständigkeit und Ausgestaltung
	2.3 Kinderschutz in Schutzunterkünften
	2.4 Daten

	3 Rechtsgrundlagen
	3.1 Nationale Rechtsgrundlagen
	3.1.1 Rechtliche Zugangsvoraussetzungen zu Frauenhäusern
	3.1.2 Rechtliche Zugangsvoraussetzungen zu Übergangswohnungen
	3.1.3 Exkurs: Rechtslage in Deutschland

	3.2 Internationale Vorgaben
	3.2.1 Istanbul-Konvention
	3.2.2 EU-Richtlinie Gewalt gegen Frauen
	3.2.3 CEDAW
	3.2.4 EMRK und EGMR


	4 Qualitätsstandards
	4.1 Überblick
	4.2 Gliederung der Qualitätsstandards
	4.3 Sonstige Qualitätsstandards
	4.4 Ziele und Zielgruppe
	4.4.1 Ziele der Schutzunterkunft
	Allgemeine Ziele
	Ziele der Beratung und Betreuung
	Beurteilung der Zielerreichung

	4.4.2 Zielgruppe
	Aufnahmekriterien für Frauen
	Aufnahmekriterien für Kinder
	Erreichung der Zielgruppe


	4.5 Unterkunft und Fallarbeit
	4.5.1 Aufnahme
	Aufnahmeverfahren
	Erstmalige Kontaktaufnahme mit der Einrichtung
	Niederschwelliger Zugang

	4.5.2 Unterkunft
	Infrastruktur
	Ausstattung
	Physische Barrierefreiheit
	Kosten
	Aufenthaltsdauer

	4.5.3 Sicherheit
	Sicherheitskonzept
	Gefährdungseinschätzung
	Digitale Sicherheit

	4.5.4 Beratung und Betreuung
	Rahmen der Beratung und Betreuung
	Beratungs- und Betreuungsleistungen für Frauen
	Beratungs- und Betreuungsleistungen für Kinder


	4.6 Personal und Kooperation
	4.6.1 Personalressourcen
	Ausbildung der Mitarbeiter:innen
	Ausbildung der Leitung
	Ehrenamtliche Mitarbeiter:innen und Praktikant:innen
	Einstufung und Entlohnung

	4.6.2 Zusammenarbeit im Team
	4.6.3 Personalentwicklung
	Rahmenbedingungen
	Einschulung, Fort- und Weiterbildung

	4.6.4 Kooperation mit Institutionen
	Relevante Kooperationspartner:innen

	4.6.5 Gewaltprävention

	4.7 Dokumentation und Daten
	4.7.1 Dokumentation
	Falldokumentation
	Dokumentation interner Abläufe
	Berichte an Fördergeber:innen

	4.7.2 Datenschutz
	4.7.3 Datenerhebung

	4.8 Krisen und Qualitätssicherung
	4.8.1 Maßnahmen in Krisen
	4.8.2 Qualitätssicherung
	Maßnahmen der Schutzunterkunft
	Maßnahmen der Fördergeber:innen



	Steuerungsgruppe und Schutzunterkünfte
	Mitglieder der Steuerungsgruppe
	Österreichische Schutzunterkünfte


	Literaturverzeichnis
	Abkürzungen

